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Erlauternder Bericht zur Anderung der Verordnung zur Reduktion
von Risiken beim Umgang mit bestimmten Stoffen, Zubereitungen
und Gegenstanden

Chemikalien-Risikoreduktions-Verordung (ChemRRYV)

1 Ausgangslage

Die am 1.8.2005 in Kraft getretene Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung
(ChemRRV) enthalt Spezialvorschriften fiir Chemikalien, die auf Grund ihrer Eigenschaf-
ten oder Verwendung eine besondere Gefahr fir Mensch und Umwelt darstellen kon-
nen. Fur rund 30 Stoffe oder Produktegruppen enthalt die ChemRRV EU-kompatible
Einschrankungen und Verbote der Herstellung, des Inverkehrbringens oder der Verwen-
dung sowie spezielle Anforderungen an die Kennzeichnung oder die Entsorgung. Die
entsprechenden europdaischen Anforderungen sind in zehn Richtlinien und Verordnun-
gen festgelegt, welche ihrerseits bereits zahlreiche Anpassungen und Anderungen er-
fahren haben und welche auch weiterhin laufend an den Stand der Technik angepasst
werden.

Mit der vom Bundesrat am 15. Dezember 2006 beschlossenen ersten Anderung der
ChemRRV wurden diejenigen Anderungen des EU-Rechts materiell unverandert in das
schweizerische Recht integriert, welche in der EU bis Juni 2006 beschlossen wurden.
Seither sind in der EU bereits wieder zahlreiche Anderungen von Richtlinien beschlos-
sen worden, welche in der geltenden ChemRRV nicht bertcksichtigt sind. Es sind dies
eine Neufassung der Batterierichtlinie 2006/66/EG, sieben Entscheide zur Richtlinie
2002/95/EG zur Beschrankung der Verwendung bestimmter gefahrlicher Stoffe in
Elektro- und Elektronikgeraten, zwei Entscheide zur Anderung der Fahrzeugrichtlinie
2000/53/EG und zwei Richtlinien zur Anderung der Richtlinie 76/769/EWG fiir Beschran-
kungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser geféahrlicher Stoffe und
Zubereitungen (Richtlinien 2006/122/EG und 2007/51/EG Uber Perfluoroctansulfonate
bzw. quecksilberhaltige Messinstrumente). Zudem wurden in der Verordnung (EG) Nr.
1494/2007 Kennzeichnungsvorschriften fir Gegenstande und Einrichtungen, die fluorier-
te Treibhausgase enthalten, festgelegt. Schliesslich sind Ubergangsfristen fiir Lindan in
der EU-Verordnung Uber persistente organische Schadstoffe abgelaufen. Die genannten
Erlasse sind nachstehend in vollem Titel aufgefuhrt:

¢ Richtlinie 2006/122/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 zur dreissigsten Anderung der Richtlinie 76/769/EWG des Rates zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten fir Be-
schrankungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefahrlicher
Stoffe und Zubereitungen [Perfluoroctansulfonate] (ABI. L 372 vom 27.12.2006,
S. 32);

¢ Richtlinie 2007/51/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 25. Sep-
tember 2007 zur Anderung der Richtlinie 76/769/EWG des Rates hinsichtlich der Be-

schrankung des Inverkehrbringens bestimmter quecksilberhaltiger Messinstrumente
(ABI. L 257 vom 3.10.2007, S. 13);



Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 29.
April 2004 (iber persistente organische Schadstoffe und zur Anderung der Richtlinie
79/117/EWG (ABI. L 158 vom 30.4.2004, S. 7);

Richtlinie 2006/66/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. Septem-
ber 2006 Uber Batterien und Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren
und zur Aufhebung der Richtlinie 91/157/EWG (ABI. L 266 vom 26.9.2006, S. 1);

Entscheidung 2006/690/EG der Kommission vom 12. Oktober 2006 zur Anderung
des Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der ausgenommenen Verwendungen von Blei in Kristallglas zwecks An-
passung an den technischen Fortschritt (ABI. L 283 vom 14.10.2006, S. 47);

Entscheidung 2006/691/EG der Kommission vom 12. Oktober 2006 zur Anderung
des Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der ausgenommenen Verwendungen von Blei und Cadmium zwecks An-
passung an den technischen Fortschritt (ABI. L 283 vom 14.10.2006, S. 48);

Entscheidung 2006/692/EG der Kommission vom 12. Oktober 2006 zur Anderung
des Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der ausgenommenen Verwendungen von sechswertigem Chrom zwecks
Anpassung an den technischen Fortschritt (ABI. L 283 vom 14.10.2006, S. 50);

Entscheidung 2008/385/EG der Kommission vom 24. Januar 2008 zur Anderung des
Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Européischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der ausgenommenen Verwendungen von Blei und Cadmium zwecks An-
passung an den technischen Fortschritt (ABI. L 136 vom 24.5.2008, S. 9);

Entscheidung 2009/443/EG der Kommission vom 10. Juni 2009 zur Anderung des
Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der ausgenommenen Verwendungen von Blei, Cadmium und Quecksilber
zwecks Anpassung an den technischen Fortschritt (ABI. L 148 vom 11.6.2009, S. 27);

Beschluss 2010/122/EU der Kommission vom 25. Februar 2010 zur Anderung des
Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Européischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der Ausnahme fir eine Verwendung von Cadmium zwecks Anpassung an
den wissenschatftlichen und technischen Fortschritt (ABI. L 49 vom 26.2.2010, S. 32);

Beschluss 2010/571/EU der Kommission vom 24. September 2010 zur Anderung des
Anhangs der Richtlinie 2002/95/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der ausgenommenen Verwendungen von Blei, Quecksilber, Cadmium,
sechswertigem Chrom, polybromierten Biphenylen oder polybromierten Diphenyl-
ethern zwecks Anpassung an den technischen Fortschritt (ABI. L 251 vom 25.9.2010,
S. 28);

Entscheidung 2008/689/EG der Kommission vom 1. August 2008 zur Anderung von
Anhang Il der Richtlinie 2000/53/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
Uber Altfahrzeuge (ABI. L 225 vom 23.8.2008, S. 10);

Beschluss 2010/115/EU der Kommission vom 23. Februar 2010 zur Anderung von
Anhang Il der Richtlinie 2000/53/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
Uber Altfahrzeuge (ABI. L 48 vom 25.2.2010, S. 12);

Verordnung (EG) Nr. 1494/2007 der Kommission vom 17. Dezember 2007 zur Fest-
legung der Form der Kennzeichen und der zusatzlichen Anforderungen an die Kenn-



zeichnung von Erzeugnissen und Einrichtungen, die bestimmte fluorierte Treibhaus-
gase enthalten, geméass Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des Europaischen Parla-
ments und des Rates (ABI. L 332 vom 18.12.2007, S. 25).

Am 8. Mai 2009 hat die vierte Vertragsparteienkonferenz (COP4) zum Stockholm Uber-
einkommen Uber persistente organische Schadstoffe (POP-Konvention) die Aufnahme
von neun neuen Stoffen in die Konvention beschlossen. Die Beschlisse der POP COP 4
gehen bei vier Stoffen tiber die Bestimmungen der ChemRRV hinaus, sodass Ande-
rungsbedarf besteht: Fur Pentachlorbenzol fehlt eine Regelung in der ChemRRV zurzeit
ganzlich, bei den bromierten Flammschutzmitteln Pentabrom- und Octabromdi-
phenylether fehlen die im internationalen Recht vorgesehenen Produktionsverbote und
fur Perfluoroctansulfonate sind neben den oben erwdhnten Beschréankungen der Richtli-
nie 2006/122/EG zusatzlich Produktionsverbote und Meldepflichten fiir noch zugelasse-
ne Anwendungsgebiete notwendig.

Der aus Sicht des Umwelt- und Arbeitnehmerschutzes geeignete Umgang mit teerhalti-
gem Strassenausbaumaterial ist ein Thema, dass die betroffenen Bundesamter und die
Kantone schon seit langerer Zeit beschaftigt und kontrovers diskutiert wird. Es soll im
Rahmen der Totalrevision der Technischen Verordnung tiber Abfélle (TVA) aufgegriffen
werden. Die ChemRRY ist der geeignete Regelungsort fliir Massnahmen an der Quelle:
Das Inverkehrbringen teerhaltiger Zubereitungen fir den Belagbau und die Herstellung
von Belagen mit teerhaltigen Bindemitteln soll verboten werden. Darliber hinaus werden
teerhaltige Anstrichfarben und Lacke sowie Tontauben Einschrankungen unterworfen.
Die fachlichen Grinde fur das phase-out von Teer und die damit verbundenen wirt-
schaftlichen Auswirkungen sind in den Kapiteln 3.6 und 4.1 im Detail dargelegt.

In der zweiten Revision der werden weiter kleinere Anpassungen bei den Bestimmungen
tber Chloroform, Wasch- und Reinigungsmittel und teerhaltiges Holz vorgenommen. Im
Falle von Quecksilber, cadmierten Gegenstanden und NiCd-Akkumulatoren fir Elektro-
fahrzeuge sowie Cadmium in Getrankeharrassen werden schliesslich die Schnittstellen
zu den Richtlinien 2000/53/EG (ELV) und 2002/95/EG (RoHS) sowie 94/62/EG (Verpa-
ckungen) bereinigt.

2  Uberblick tiber die Anderungen

Die vorgeschlagenen Anderungen der ChemRRYV lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen:

EU- und POP COP4-bedingte Anderungen

o die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung von Pentachlorbenzol
sowie Stoffen und Zubereitungen, die Pentachlorbenzol enthalten, wird verboten;

o die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung von Arzneimitteln, die
Lindan enthalten, wird verboten;

¢ das Inverkehrbringen von quecksilberhaltigen Fieberthermometern wird auch fir be-
rufliche Zwecke verboten;

e die bestehenden weitgehenden Einschrankungen fur die Flammschutzmittel Pen-
tabrom- und Octabromdiphenylether werden mit einem Herstellungsverbot fir diese
Stoffe erganzt;



o die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung von Perfluoroctansulfona-
ten (PFOS) wird grundsétzlich verboten. Ausnahmen von den Verboten sind fir An-
wendungsgebiete festgelegt, bei denen ein Ersatz fur PFOS zurzeit noch fehlt. Fur
Feuerléschschaume, die vor dem Inkrafttreten des Verbots bereits in Verkehr ge-
bracht worden sind, gelten spezielle Ubergangsfristen. Deren Bestéande miissen jahr-
lich gemeldet werden. Auch fir die in vorlaufig noch zulassigen Anwendungen einge-
setzten PFOS werden Meldepflichten eingefihrt;

e das Inverkehrbringen von NiCd-Geratebatterien wird verboten. Ausnahmen gelten fir
Not- und Alarmsysteme, handgehaltene Elektrowerkzeuge fur Bau- oder Gartenarbei-
ten und medizinische Geréate. Die Meldepflichten und die Pfandoption fiir NiCd-
Kleinakkkumulatoren eriibrigen sich und werden gestrichen. Das bereits geltende
Verbot von NiCd-Akkumulatoren fur Elektrofahrzeuge (PWs und leichte Nutzfahrzeu-
ge) im Batterieanhang wird mit den Ubrigen Vorschriften Uber Fahrzeuge in Anhang
2.16 zusammengelegt;

e neu wird wie in der EU zwischen Gerate-, Fahrzeug- und Industriebatterien unter-
schieden;

o die Vorschriften zur Kennzeichnung von Batterien werden prazisiert und erweitert,
wobei neu auch die Hersteller und Importeure von Geraten und Fahrzeugen, die Bat-
terien enthalten, in die Pflicht genommen werden;

e mit Verweis auf das EU-Recht werden neue Beschrankungen fur Werkstoffe und
Bauteile von Fahrzeugen eingefiihrt. Neu sollen u.a. unter Gewahrung von Uber-
gangsfristen bleihaltige Loétmittel und quecksilberhaltige Leuchten verboten werden;

e mit Verweis auf das EU-Recht wird die Liste der Werkstoffe und Bauteile von Elektro-
und Elektronikgeraten, welche Schwermetalle enthalten dirfen, aktualisiert;

¢ die Verbote von Quecksilber und cadmierten Gegenstanden in Elektro- und Elektro-
nikgeraten sowie von Cadmium in kunststoffhaltigen Verpackungen werden nicht
mehr in den stoffspezifischen Anhangen geregelt, sondern mit den Ubrigen Schwer-
metall-Beschrankungen in Elektro- und Elektronikgeraten sowie Verpackungen ver-
eint. Damit wird klarer erkennbar, dass die Bestimmungen in diesen Bereichen EU-
kompatibel sind;

¢ bei der besonderen Kennzeichnung von Wasch- und Reinigungsmitteln sollen zuge-
setzte Konservierungsmittel wenn mdglich mit ihrer INCI-Bezeichnung aufgefihrt
werden. Dartber hinaus wird klargestellt, dass das Datenblatt Uber Inhaltsstoffe auf
Anfrage auch den fur den Vollzug zustdndigen kantonalen Behorden zuzustellen ist;

e bestimmte Kennzeichnungsanforderungen der EU fir Gegenstande und Einrichtun-
gen, die bestimmte fluorierte Treibhausgase (in der Luft stabile Stoffe) enthalten,
werden Gbernommen.

Andere Anderungen
o Artikel 27 Absatz 2 des Umweltschutzgesetzes (USG, SR 814.01) halt fest, dass der
Bundesrat Vorschriften Giber Art, Inhalt und Umfang der Information der Abnehmer er-

lasst. Nachdem die ChemRRYV solche Vorschriften enthalt, ist es folgerichtig, den Ar-
tikel auch im Ingress aufzufihren;

¢ In der Verordnung des EDI Uber Druckgaspackungen und in der Chemikalienverord-
nung wurde der Begriff ,Druckgaspackungen® durch ,Aerosolpackungen“ ersetzt.



Dieser neue Begriff soll auch fur Zubereitungen verwendet werden, die in Anhang
2.12 ChemRRYV geregelt sind;

weil gréssere Kondensatoren mit polychlorierten Biphenylen immer noch in Betrieb
sind, soll deren Ausserbetriebnahme neu unter Mitwirkung der in der Niederspan-
nungs-Installationsverordnung (NIV) bezeichneten Kontrollorgane erfolgen;

die Verwendung von kleinen Mengen Chloroform in nicht geschlossenen Systemen
kann auf begriindetes Gesuch hin gestattet werden;

fur mit Teerdlen behandeltes Holz (Bahnschwellen), das vor Inkrafttreten des beste-
henden Abgabe- bzw. Verwendungsverbots erworben worden ist, wird eine Frist ein-
gefluhrt, bis zu der es noch einer Verwendung zugefiihrt werden darf;

das Inverkehrbringen teerhaltiger Tontauben (Wurfscheiben), die beim Schiessen als
Zielobjekt in der Luft dienen, wird verboten;

das Inverkehrbringen teerhaltiger Anstrichfarben und Lacke wird unter Gewahrung
einer Ubergangsfrist von zwei Jahren verboten;

das Inverkehrbringen teerhaltiger Zubereitungen fir den Belagsbau (Zubereitungen
fur Oberflachenbehandlungen, Fugendichtmassen) und die Herstellung von Beldgen
mit teerhaltigen Bindemitteln werden verboten;

die Pflichten zur Entrichtung einer vorgezogenen Entsorgungsgebuhr (VEG) und zur
unentgeltlichen Ricknahme gebrauchter Batterien werden grundsatzlich auf samtli-
che Batterien und Akkumulatoren ohne Gewichtslimite ausgedehnt;

zusatzlich zu den Herstellern und Importeuren loser Batterien schulden auch die Her-
steller und Importeure von Fahrzeugen und Geréten, die Batterien enthalten, eine
VEG;

Nach Anhang 2.8 ChemRRYV durfen stark zinkhaltige Anstrichfarben und Lacke bis
0.1 % Zink enthalten. In der franzésischen Fassung der ChemRRYV ist von Zinn die
Rede. Ziffer 3 Absatz 1 Buchstabe a der franz. Fassung wird entsprechend korrigiert.



3 Die Regelungen im Einzelnen

3.1 Halogenierte organische Verbindungen
Anh. 1.1 Ziff. 3 Bst. a und Bst. c

Die vierte Vertragsparteienkonferenz (COP4) zum Stockholmer Ubereinkommen uber
persistente organische Schadstoffe (POP-Konvention; SR 0.814.03) hat beschlossen,
Pentachlorbenzol ohne spezifische Ausnahmeregelungen in Anhang A der POP-
Konvention aufzunehmen. Dies hat zur Folge, dass die Herstellung und das Verwenden
sowie der Import und der Export dieses Stoffs fur die Vertragsparteien verboten wird.
Von den Verboten nicht betroffen ist der Einsatz des Stoffes zu Forschungszwecken
oder als Referenzsubstanz im Labormassstab.

Anhang 1.1 der ChemRRYV enthdlt in Ziffer 3 eine Auflistung von halogenierten organi-
schen Verbindungen, deren Herstellung, Inverkehrbringen (einschliesslich Einfuhr zu
beruflichen und gewerblichen Zwecken), Einfuhr zu privaten Zwecken und Verwendung
laut Ziffer 1.1 Buchstabe a verboten ist. Daraus ergibt sich faktisch auch ein Exportver-
bot. Um die internationalen Verbote zu Pentachlorbenzol umzusetzen, ist die Auflistung
der verbotenen halogenierten Benzole in Buchstabe c von Ziffer 3 nach 1,2,4-
Trichlorbenzol und vor Hexachlorbenzol mit dem Eintrag ,Pentachlorbenzol* zu ergan-
zen. Da der Stoff in der Schweiz nicht hergestellt wird, ist keine Ubergangsfrist nortwen-
dig.

Die in der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 Uber persistente organische Schadstoffe in Anhang | Teil B fest-
gelegte Frist fur die ausnahmsweise noch zuldssige Verwendungydes -Hexachlor-
cyclohexan-Isomers (Lindan, CAS-Nr. 58-89-9) im o6ffentlichen Gesundheits- und im Ve-
terindrwesen ist in den EU-Mitgliedsstaaten am 31. Dezember 2007 abgelaufen. Im Ein-
klang mit der EU-Verordnung soll auch die in der ChemRRYV in Anhang 1.1 Ziffer 3
Buchstabe a verankerte Ausnahme aufgehoben werden. Die Herstellungs-, Abgabe- und
Verwendungsverbote von lindanhaltigen Arzneimitteln treten am 1. August 2011 in Kraft.
Ende 2008 waren in der Schweiz nur noch funf Praparate mit dem Wirkstoff Lindan zu-
gelassen (zwei Human- und drei Veterinarpraparate). Infolge Verzichts durch die Zulas-
sungsinhaber wurden die Zulassungen der zwei Humanpréparate inzwischen widerru-
fen. Die Zulassungsinhaber der drei Tierarzneimittel wurden von der Swissmedic tber
die vorgesehene Anderung der ChemRRYV bereits informiert.

3.2 Chloroform
Anh. 1.3 Ziff. 2 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2

Die Bestimmungen Uber Chloroform der Richtlinien 94/60/EG sowie 96/55/EG wurden
bei der Totalrevision des Schweizer Chemikalienrechts (Parchem) materiell unverandert
in Anhang 1.3 der ChemRRYV Ubernommen. Das Inverkehrbringen und Verwenden von
Chloroform und Zubereitungen mit Chloroform wurde grundsétzlich verboten. Die Verbo-
te gelten nicht fur die Verwendung in geschlossenen Systemen bei industriellen Verfah-
ren sowie fur Analyse- und Forschungszwecke. Auch Arzneimittel und kosmetische Mit-
tel durfen in Verkehr gebracht und verwendet werden, wenn sie aus Chloroform beste-
hen oder solches enthalten. Ihre Herstellung muss jedoch in geschlossenen Systemen
erfolgen.



Im Rahmen der ersten Revision der ChemRRYV wurde der Antrag gestellt, Chloroform ftr
die Herstellung von Medizinprodukten auch in nicht geschlossenen Anlagen zuzulassen,
wenn diese im Labormassstab stattfindet. In der Tat kdnnen die Auswirkungen der heu-
tigen Anforderungen unverhaltnismassig sein. Da jedoch die Anderung von Anhang 1.3
seinerzeit nicht Gegenstand der Vorlage war und nicht in die Anhdérung geschickt wor-
den ist, konnte er im Rahmen dieses Projekts nicht berticksichtigt werden.

Der vorliegende Entwurf zu einer Anderung von Anhang 1.3 sieht nun vor, dass der
Bundesrat den fachlich zustandigen Bundesamtern (BAFU, SECO und BAG) die Kom-
petenz erteilt, einem Gesuchssteller auf begriindeten Antrag Ausnahmen von der Ver-
wendungsbeschrankung zu erteilen. Dabei wird die Jahreshdchstmenge an Chloroform,
die in nicht geschlossenen Systemen verwendet werden darf, auf 20 | beschrankt.

3.3 In der Luft stabile Stoffe
Anh. 1.5 Ziff. 5

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1494/2007 vom 17.12.2007 werden in der EU die Kenn-
zeichnungsvorschriften der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 vom 17.05.2006 fir Gegen-
stande und Anlagen, die vom Kyoto-Protokoll erfasste fluorierte Treibhausgase enthal-
ten, prazisiert. Obwohl fiir die nationalen Vorschriften Gber in der Luft stabile Stoffe das
Cassis-de-Dijon-Prinzip nicht zur Anwendung gelangt, ist es angezeigt, das bestehende
Schweizer Recht mit neuem EU-Recht lber die Kennzeichnung von Gegenstanden und
Anlagen mit fluorierten Treibhausgasen zu harmonisieren. Bestehende nationale Kenn-
zeichnungsbestimmungen, die von den EU-Erlassen nicht betroffen sind, werden beibe-
halten. Von den neuen Vorschriften sind neben Anhang 1.5 unten aufgefihrte Anhange
betroffen. Erlauterungen zu den neuen Bestimmungen finden sich fir alle Anhange zu-
sammengefasst in Kapitel 3.15.

Anhang Titel Regelungsort

2.3 Lésungsmittel Ziff. 4 Abs. 2 und 3
2.10  Kaltemittel ziff. 2.3 und 2.3
2.11 Loschmittel Ziff. 8

3.4 Quecksilber
Anh. 1.7 ziff. 3.1, Ziff. 4 Abs. 1 und 2

Mit den Anderungen des Anhangs 1.7 soll die Lesbarkeit und Verstandlichkeit des Texts
verbessert werden. Einerseits wird explizite klargestellt, dass Fieberthermometer, die
Quecksilber enthalten, nicht in Verkehr gebracht werden dirfen, auch wenn sie fur die
professionelle Verwendung bestimmt sind, andererseits werden die Schnittstellen zu den
Einschrankungen anderer Metalle in Fahrzeugbauteilen bzw. Fahrzeugen selbst sowie
Elektro- und Elektronikgeraten des Anhangs 2.16 Ziffern 5 und 6 bereinigt. Anlass fur die
Schnittstellenbereinigung sind viele Anfragen seitens der Betroffenen zum Verhéltnis
des Anhangs 1.7 insbesondere zur Richtlinie 2002/95/EG zur Beschrankung der Ver-
wendung bestimmter gefahrlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeraten (RoHS). Mit
den Anderungen soll klarer zum Ausdruck gebracht werden, dass die Bestimmungen der
ChemRRYV mit der RoHS-Richtlinie und der Altfahrzeug-Richtlinie kompatibel sind.
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Bereinigung von Schnittstellen

Die Richtlinien 2000/53/EG (ELV) bzw. 2002/95/EG (RoHS) beschranken das Inver-
kehrbringen von Quecksilber, Cadmium, Blei und Chrom(VI) in Fahrzeugen (Personen-
wagen und leichte Nutzfahrzeuge) und deren Bauteilen sowie in Elektro- und Elektronik-
geraten (E&E-Geraten) und deren Ersatzteilen. Im Jahre 2005 wurden die Bestimmun-
gen fur Cadmium, Blei und Chrom(VI) dieser EU-Richtlinien materiell unverandert in An-
hang 2.16 Ziffern 5 und 6 ChemRRYV lUbernommen. Die Einschrénkungen und Ausnah-
men fur Quecksilber wurden damals in Anhang 1.7 integriert. Die Anderung des An-
hangs 1.7 geht nun dahin, dass die Beschrankungen fur Quecksilber in den genannten
Gegenstanden mit den ubrigen Schwermetallbeschréankungen fir diese Gegenstande in
Anhang 2.16 Ziffern 5 und 6 vereint werden.

Im Bereich der Fahrzeuge ist der Verweis in Ziffer 3.1 Absatz 1 auf Anhang 2.16 so aus-
zulegen, dass die Quecksilberanforderungen nur fir Fahrzeuge und deren Bauteile gel-
ten, die unter die Begriffsfestlegung von Anhang 2.16 Ziffer 5.1 fallen. Die Ziffer 5.2
(Verbote) dieses Anhangs wird mit Quecksilber erganzt. Ebenso wird bei den Anforde-
rungen zu E&E-Geréaten verfahren. Mit dem Verweis in Ziffer 3.1 Absatz 2 gelten die
Vorschriften von Anhang 2.16 Ziffer 6. Auch die Ziffer 6.2 (Verbote) dieses Anhangs wird
mit Quecksilber erganzt.

Als Folge dieses Konzepts kann in Anhang 1.7 die Ausnahme der heutigen Ziffer 3.1
Absatz 2 Buchstabe c (Leuchtkérper) ersatzlos gestrichen werden. In Anhang 2.16 Zif-
fern 5.3 und 6.3 wird namlich mittels Verweis auf das EU-Recht Quecksilber in be-
stimmten Anwendungen vom Verbot ausgenommen. Betroffen sind im Bereich der
Fahrzeuge Entladungslampen und Instrumententafelanzeigen. Bei den E&E-Geraten
sind es wiederum Lampen, wobei der zuldssige Quecksilber-Gehalt in den einzelnen
Lampentypen prazis beschrieben wird. Weiter kann die Ausnahme in Ziffer 3.1 Absatz 2
Buchstabe a (E&E-Gerate der Kategorien 8 und 9) aufgehoben werden. Medizinische
Gerate (Kategorie 8) und Uberwachungs- und Kontrollinstrumente (Kategorie 9) sind
zurzeit in Anhang 2.16 Ziffer 6.3 von den Stoffverboten ausgenommen. Hingegen wer-
den in Anhang 1.7 in in der neuen Fassung der Ziffer 3.1 in Absatz 4 Buchstabe d Bau-
teile fur E&E-Geréate vom Verbot des Inverkehrbringens ausgenommen, sofern die Gera-
te geméass Anhang 2.16 Ziffer 6.3 Quecksilber enthalten dirfen. Diese Ausnahme ist
notig, weil in Anhang 2.16 Ziffer 6.2 bei den E&E-Geraten nur die Gerate selbst und ihre
Ersatzteile, nicht wie bei den Fahrzeugen aber auch die Bauteile geregelt werden, und
Ziffer 2 Buchstabe a von Anhang 1.7 das Inverkehrbringen quecksilberhaltiger Gegen-
stédnde im Grundsatz verbietet. In Ziffer 4 Absatze 1 und 2 werden schliesslich zwei ob-
solete Ubergangsbestimmungen aufgehoben.

Klarstellung bei Fieberthermometern

Die am 3. Oktober 2007 in der EU in Kraft getretene Richtlinie 2007/51/EG legt fest,
dass quecksilberhaltige Fieberthermometer nicht mehr in Verkehr gebracht werden duir-
fen. Zudem wird das Inverkehrbringen anderer Messinstrumente wie Zimmerthermome-
ter, Blutdruckmessgerate oder Barometer verboten, wenn sie Quecksilber enthalten und
fur den Verkauf an die breite Offentlichkeit bestimmt sind. Die Schweiz hat diese in der
EU schon lange in Diskussion stehenden und in einigen Mitgliedsstaaten wie Schweden
und Danemark schon existierenden Einschrankungen bereits im Jahre 2005 umgesetzt.
Dennoch soll die ChemRRYV im Bereich der Medizinprodukte aus Griinden der Rechts-
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sicherheit angepasst werden: Heute dirfen Medizinprodukte, worunter Fieberthermo-
meter fallen, fir die berufliche Verwendung in Verkehr gebracht werden, wenn nach dem
Stand der Technik ein Ersatz ohne Quecksilber fehlt. In Ziffer 3.1 Absatz 5 Buchstabe c
wird neu festgehalten, dass die Ausnahme fir ,Medizinprodukte fur die berufliche Ver-
wendung, ausgenommen Fieberthermometer* gilt. Die Swissmedic hat in einem Merk-
blatt vom November 2006 den Stand der Technik dahin gehend préazisiert, dass queck-
silberfreie Alternativen auch fir die professionelle Verwendung vorliegen. Somit gilt das
Verbot des Inverkehrbringens quecksilberhaltiger Fieberthermometer, die fir die profes-
sionelle Verwendung bestimmt sind, bereits heute.

3.5 Stoffe mit flammhemmender Wirkung
Anh. 1.9 Ziff. 2.2.2 Abs. 1 und Ziff. 3 Abs. 3-5

Die vierte Vertragsparteienkonferenz (COP4) zum Stockholmer Ubereinkommen iiber
persistente organische Schadstoffe (POP-Konvention; SR 0.814.03) hat beschlossen,
kommerziellen Pentabromdiphenylether und kommerziellen Octabromdiphenylether oh-
ne spezifische Ausnahmeregelungen in Anhang A der POP-Konvention aufzunehmen.
Dies hat zur Folge, dass die Herstellung und das Verwenden sowie der Import und der
Export dieser Stoffe fur die Vertragsparteien verboten werden. Von den Verboten nicht
betroffen ist der Einsatz der Stoffe zu Forschungszwecken oder als Referenzsubstanzen
im Labormassstab.

Anhang 1.9 der ChemRRYV enthalt unter Ziffer 2.2.2 zu diesen Stoffen bereits Verbote,
die mit den neuen internationalen Regelungen weitgehend im Einklang sind. Der beste-
hende Absatz 1 dieser Ziffer ist lediglich mit einem Verbot der Herstellung dieser Stoffe
zu erganzen. Zudem kénnen einige nicht mehr relevante Ubergangsbestimmungen in
Ziffer 3 gestrichen werden. Ubergangsfristen fiir die Herstellungsverbote sind nicht not-
wendig, da die beiden Stoffe in der Schweiz nicht produziert werden.

3.6 Teere
Anh. 1.15

Ziel der Regelungen in Anhang 1.15 ChemRRV Uuber teerhaltige Stoffe ist die weitere
Verminderung der Belastung von Mensch und Umwelt mit polycyclischen aromatischen
Kohlenwasserstoffen (PAK). Die Stoffgruppe der PAK umfasst mehrere Hundert Einzel-
verbindungen, die sich durch das Vorhandensein von zwei oder mehr kondensierten
Benzolringen auszeichnen. Fur zahlreiche PAK bestehen hinreichende Anhaltspunkte zu
der Annahme, dass sie beim Menschen Krebs erzeugen kénnen. PAK sind sehr dkoto-
xisch und schlecht abbaubar. Die stark hydrophoben Stoffe reichern sich in der Umwelt
in Boden und Gewassersedimenten an. Boden- und Sedimentbewohner sind deshalb
gegenuber PAK-Kontaminationen besonders gefahrdet. PAK unterliegen gemass UN-
ECE-Protokoll von 1998 Uber persistente organische Verbindungen der Verpflichtung
zur Emissionsreduktion. PAK sind auch prioritéare geféhrliche Stoffe im Sinne der euro-
paischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG). Die EU beabsichtigt eine
schrittweise Einstellung der Emissionen und Verluste dieser Stoffe. Eintragsquellen fur
PAK in die Umwelt kdnnen als Folge einer unvollstandigen Verbrennung der Verkehr
oder Feuerungen sein. Aber auch teerhaltige Produkte kdnnen wichtige Quellen fir PAK
Eintrage darstellen.
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Teere entstehen durch die trockene Destillation von Steinkohle, Braunkohle, Holz, Torf
und anderen fossilen Brennstoffen. Die wirtschaftlich grosste Bedeutung hat Steinkoh-
lenteer. Wird er der fraktionierten Destillation unterworfen, fallen Teerdle an, deren ho-
hersiedende Fraktionen unter anderem zur Holzkonservierung und in Korrosionsschutz-
anstrichen eingesetzt werden, wahrend als Rickstand Teerpech zuriickbleibt. Haupt-
einsatzgebiet von Steinkohlenteerpech mit einem Verbrauch in der EU von jahrlich rund
400'000 t ist der Einsatz als Bindemittel bei der Herstellung von Anoden flr die Alumini-
umindustrie. Der Verbrauch als Bindemittel flr von Jagd- und Sportvereinen verwendete
Tontauben betragt aktuell ca. 6000 t. Fir Korrosionsschutzanstriche werden ca. 7500 t
und im Belagsbau 1500 t Teerpech verbraucht®.

Nach Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 16. Dezember 2008 uber die Einstufung, Kennzeichnung und Verpa-
ckung von Stoffen und Gemischen (CLP-VO) ist Teerpech (CAS 65996-93-2) zurzeit als
krebserzeugend Kategorie 2 eingestuft (Carc. Cat. 2: Stoffe, die als krebserzeugend fir
den Menschen angesehen sollten). In der EU liegt ein Vorschlag vor, Teerpech in die
Kategorie 1 umzustufen (Stoffe, die auf den Menschen bekanntermassen krebserzeu-
gend wirken. Der Kausalzusammenhang zwischen der Exposition eines Menschen ge-
genuber dem Stoff und der Entstehung von Krebs ist ausreichend nachgewiesen). Zu-
dem soll Teerpech als erbgutverandernd Kategorie 2 (Mut. Cat. 2) und fortpflanzungsge-
fahrdend Kategorie 2 (Repro. Cat. 2) eingestuft werden?®. Teerpech ist eindeutig ein so-
genannter CMR-Stoff.

Hinsichtlich der Umweltgefahren erfilllen Teerpech und Teerdle wie Anthracendl basie-
rend auf Art und Vorkommen an PAK die Kriterien der REACH-Verordnung3 fur per-
sistente, bioakkumulierbare und toxische Stoffe (PBT-Stoffe) bzw. sehr persistente und
sehr bioakkumulierbare Stoffe (vPvB-Stoffe). Aufgrund dieser Eigenschaften sind sie
darum Kandidaten® von Stoffen, die im Rahmen von REACH nur mit einer Zulassung
verwendet werden durfen. Fir eine Zulassung nach Artikel 60 Absatz 1 der REACH-
Verordnung muss der Antragsteller den Nachweis erbringen, dass der soziodko-
nomische Nutzen die Risiken Gberwiegt und es keine geeigneten Alternativstoffe bzw. -
technologien gibt.

Annex XV Report: Proposal for identification of a substance as a CMR, PBT, vPvB or a substance of an
equivalent level of concern. Coal tar pitch, high temperature (CAS No. 65996-93-2). Submitted by: Euro-
pean Chemicals Agency (ECHA). Version: August 2009.

(http://echa.europa.eu/ > Europaische Chemikalienagentur > Consultations > Authorisation > Proposals
for identification of Substances of Very High Concern to be placed on the Candidate List > Previous
Consultations).

http://echa.europa.eu/ > Européische  Chemikalienagentur > ECHA CHEM > Registry  of inten-
tions > Annex XV Dossiers submitted > Submitted dossiers for harmonised Classification and Labelling.

Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006
zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrankung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung
einer Europaischen Agentur fiir chemische Stoffe, zur Anderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Auf-
hebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommissi-
on, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG
und 2000/21/EG der Kommission, ABI. L 396 vom 30.12.2006, S. 1; zuletzt geéndert durch Verordnung
(EU) Nr. 453/2010 der Kommission vom 20. Mai 2010, ABI. L 133 vom 31. Mai 2010, S.1.

Member State Committee Support Document for identification of coal tar pitch, high temperature as a
substance of very high concern because of its PBT and CMR properties. European Chemicals Agency
ECHA, adopted on 2 December 2009.

Member State Committee Support Document for identification of anthracene oil as a substance of very
high concern because of its CMR, PBT and vPvB properties. European Chemicals Agency ECHA,
adopted on 2 December 2009.
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Tabelle: PAK-Gehalte in Teerpech und Teerél sowie PBT- /vPvB-Eigenschaften der PAK

PAK Gehaltin  Gehaltin Per- Bioak- aquati- Human Fazit
Teerpech Teerdl sistenz  kumula- sche Toxizi-
[%0] [%0] tion Toxizitat tat

Phenanthren 3.5 49-12.1 vP vB - - vPvB
Anthracen 1.3 0.8-1.4 vP B T - PBT
Fluoranthen 4.3 6.9-12.2 vP vB T - PBT / vPvB
Pyren 3.4 5.9-8.7 vP vB T - PBT / vPvB
Indeno[1,2,3-cd]pyren 1.0 <0.001 T - -
Benzo[g,h,i]perylen 0.6 <0.001 vP vB T - PBT / vPvB
Benzo[a]pyren 11 0.001 vP vB T T PBT / vPVvB
Benz[a]anthracen 2.2 0.02 vP vB T T PBT / vPvB
Chrysen 1.3 0.01 vP vB - T PBT / vPvB
Benzo[b]fluoranthen 1.2 0.001 vP T -
Benzo[k]fluoranthen 0.9 0.001 vP vB T T PBT / vPvB
Dibenz[a,h]anthracen 0.1 <0.001 vB T T -

PAK-Gehalte in Teerpech und in Teerdl nach Hugener M., Mattrel P., Emmenegger L. in Paper 119 (3rd Eurasphalt & Euro-
bitume Congress Vienna 2004) bzw. Kohler M. in EMPA Untersuchungsbericht Nr. 200'055 (Abt. org. Chemie), 2000;

(...) = keine valide experimentelle Daten vorhanden.

Soweit bekannt haben in der EU Deutschland und die Niederlande Beschrankungen fir
die Verwendung von Teerpech als Bindemittel erlassen. In Deutschland darf er geméss
den Technischen Regeln fir Gefahrstoffe TRGS 551 im Strassenbau nicht verwendet
werden. Daneben ist auch die Verwendung von Fugendichtmassen mit diesem Binder,
z.B. im Flugpisten- und Strassenbau, nicht erlaubt®. In den Niederlanden wird der Um-
gang mit teerhaltigen Bindemitteln im Baustoffbeschluss zum Boden- und Oberflachen-
gewasserschutz geregelte. Gestutzt auf das Umwelt- oder Chemikaliengesetz existieren
zurzeit in der Schweiz keine vergleichbaren Beschrankungen. Der neue Anhang 1.15
der ChemRRYV legt jetzt Verbote fiir das Inverkehrbringen teerhaltiger Zubereitungen fur
den Belagsbau (Zubereitungen fir Oberflachenbehandlungen, Fugendichtmassen) und
die Herstellung von Belagen mit teerhaltigen Bindemitteln fest. Wie in den Niederlanden
und/oder Osterreich soll in Anhang 1.15 weiter das Inverkehrbringen teerhaltiger Ton-
tauben’ sowie von Anstrichfarben und Lacken® verboten werden.

Den folgenden Erlauterungen vorauszuschicken ist, dass in Anhang 1.15 bewusst auf

eine Definition des Begriffs ,Teer* verzichtet wird. Darunter fallen Produkte aus der
thermischen Zersetzung organischer Naturstoffe, insbesondere Kohlenteer, und die bei

Technische Regeln fur Gefahrstoffe: Teer und andere Pyrolyseprodukte aus organischem Material
(TRGS 551). Ausgabe: Juli 1999 mit Anderungen und Erganzungen: BArbBI. Heft 6/2003.

Building Materials Decree (Texts and explanatory notes). Sdu Uitgevers The Hague 1999. Compilers:
Soil Directorate, Ministry of Housing, Spatial Planning and the Environment.
(http://www.vrom.nl > Issues > Environment > Soil Policy > The Buildings Material Decree).

420. Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Giber
die Beschrankung von polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen in Wurfscheiben. Bundesge-
setzblatt fiir die Republik Osterreich. Jahrgang 2002, ausgegeben am 12. November 2002 (Teil I1).

vgl. auch http://ec.europa.eu/enterprise/tris/index_de.htm > Notifizierungs Nummer: 2002/342/A

Decree on clay pigeon shooting (Law on environmentally hazardous substances). (Staatsblad van het
Koninkrijk der Nederlanden, 2004, 12 pp.)
vgl. auch http://ec.europa.eu/enterprise/tris/index_de.htm > Notifizierungs Nummer: 2001/393/NL

Besluit PAK-houdende coatings Wet milieugevaarlijke Stoffen (Besluit van 4 juni 1996).
vgl. auch http://ec.europa.eu/enterprise/tris/index_de.htm > Notifizierungs Nummer: 1995/62/NL



http://www.vrom.nl/�
http://international.vrom.nl/pagina.html?id=36806�
http://international.vrom.nl/pagina.html?id=37361�
http://international.vrom.nl/pagina.html?id=37600�
http://international.vrom.nl/37609�

-14 -

der Weiterverarbeitung gewonnenen Folgeprodukte wie Teerdle und -pech. Als Marker
fiir Teer dienen die EPA-PAK®. Gemass nachstehenden Ausfuihrungen werden mit den
teerhaltigen Zubereitungen und Tontauben jahrlich 9000 — 12000 kg PAK in Verkehr
gebracht. Wahrend der Nutzung und Entsorgung fallen PAK-Emissionen von 6000 —
9000 kg/a an.

3.6.1 Die Bestimmungen Uber teerhaltige Tontauben

Tontaubenschiessanlagen dienen der Ausbildung und dem Training der Jagd- und
Sportschitzen. Dazu werden aus Maschinen Tontauben (Wurfscheiben) in verschiede-
nen Formaten geworfen, die beschossen werden. Sie gelten als getroffen, wenn sich
von ihnen sichtbare Splitter I6sen. Tontauben bestehen aus kalkhaltigem Steinmehl und
einem Bindemittel. Als solches kommt auch Teerpech zum Einsatz. Nach Angaben der
AFEMS (Association of European Manufacturers of Sporting Ammunition) aus dem Jah-
re 2009 seien in der EU in den letzten 2-3 Jahren jeweils 12'000 t/a Teerpech flr die
Produktion von 400 Mio. Tontauben eingesetzt worden®. Die AFEMS schatzt weiter,
dass in der EU jahrlich 200 Mio. teerpechhaltige Tontauben verwendet werden. Fir die
Schweiz wird geschatzt, dass pro Jahr etwa 3.3 Mio. Tontauben verbraucht werden.
Aufgrund des Verbrauchs teerhaltiger Tontauben in der EU wird angenommen, dass
ca. 50 % der in der Schweiz eingesetzten Tontauben Teerpech enthalten. Damit werden
mit Tontauben jahrlich ca. 6400 kg PAK in Verkehr gebracht. Grdossere Tontauben-
scherben werden auf fast allen Anlagen aufgesammelt, kleinere Scherben kénnen je-
doch mit den bei Reinigungsarbeiten eingesetzten Sauggerdten nicht von den Bdden
entfernt werden. So werden nach Angaben der Jagdschitzengesellschaft Zirich im zir-
cherischen Embrach pro Jahr rund 6t Tonscherben eingesammelt, dies bei einem
Verbrauch von 24 tla*. Aufgrund dieser Angabe werden die Bodeneintrdge mit PAK auf
6400 kg/a x 0.75 = 4800 kg/a geschétzt.

In den Boden der Anlagen sind deshalb hohe PAK-Gehalte zu erwarten. In finf Anlagen
in Baden-Wirttemberg wurden in den Hauptaufschlagbereichen bei einer Beprobungs-
tiefe von 20 cm Benzo[a]pyren- und EPA-PAK-Gehalte von 1.4 bis 74.5 mg/kg bzw. 6.6
bis 1266 mg/kg gemessen. Die unteren Gehalte stammen aus einer 19 Jahre alten An-
lage mit ca. 15'000 Schiissen pro Jahr, die oberen aus einer 35 Jahre alten Anlage mit
150'000 Schiissen pro Jahr?. Nach einer Zusammenstellung von Keller & Desaules
(2001) wurden auch in Boéden von nicht n&her beschriebenen schweizerischen Schiess-
platzen erhebliche PAK-Gehalte gefundenls. Bei einer Beprobungstiefe bis 10 cm betru-
gen die 10 %-, 50 %- und 90 %-Quantile fir Benzo[a]pyren 0.03 mg/kg, 5 mg/kg und

Aus der Vielzahl der PAK hat die US-Environment Protection Agency (EPA), USA, 16 ausgewahlt und in
einer Liste veroffentlicht. Sie werden als PAK nach EPA oder EPA-PAK bezeichnet.

Eine teerpechhaltige Standardwurfscheibe mit einer Masse von 110 g enthélt dann ca. 30 g Teerpech.
Bei PAK-Gehalten des Teerpechs von 13-21 % resultieren PAK-Gehalte in der Tontaube von 35‘000-
57'‘000 mg/kg.

Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zirich. Sitzung vom 14. September 2005.
1276. Anfrage (Umweltgerechte Entsorgung von Tontaubenscherben). KR-Nr. 195/2005.

Schadstoffbelastung der Béden und des Aufwuchses im Bereich von Wurftaubenschiessanlagen. Luft -
Boden - Abfall Heft 38. Hrsg. Umweltministerium Baden-Wrttemberg, 1995.

Keller T., Desaules A.: Béden in der Schweiz — Schadstoffgehalte und Orientierungswerte (1990-1996).
Umweltmaterialien Nr. 139. Hrsg. BUWAL, Bern 2001.
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42 mg/kg. Fur die Summe der EPA-PAK betrugen die entsprechenden Werte 0.3 mg/kg,
62 mg/kg und 358 mg/kg (n = 18).

Die aufgefuihrten Gehalte Uberschreiten die in der Schweiz in der Verordnung tber Be-
lastung des Bodens (VBBo) festgelegten Richtwerte von 0.2 mg/kg flr Benzo[a]pyren
und 1 mg/kg fur PAK damit deutlich. Auch liegen die Gehalte der einzelnen Vertreter der
PAK deutlich Uber Beurteilungswerten zum Schutz von Bodenorganismen und
-prozessen, die nach der im Technical Guidance Document (TGD) der EU beschriebe-
nen Methode abgeleitet wurden (Predicted No Effect Concentrations, PNECs). Zudem
werden zumindest bei stark frequentierten Anlagen (ab 150'000 Schuss pro Jahr) nie-
derlandische ,Serious Risk Concentrations® (SRCs) Uberschritten. SRCs bezeichnen
Konzentrationen, bei denen 50 % der Spezies oder Prozesse als nicht geschiitzt ange-
nommen werden. Aus vorstehenden Angaben wird deutlich, dass Handlungsbedarf fir
Massnahmen gegen weitere PAK-Eintrage in die Umwelt mit Tontauben gegeben ist.
Alternativen fur Teerpech sind vorhanden und sind z.B. Spezialbitumen.

Anhang 1.15 der ChemRRYV definiert in Ziffer 1 Absatz 2 Tontauben als Gegenstande,
die beim Schiessen als Zielobjekt in der Luft dienen. Sie gelten als teerhaltig, wenn sie
pro Kilogramm mehr als 30 mg EPA-PAK enthalten. Dieser Grenzwert basiert auf einer
in Deutschland vom Bundesland Nordrhein-Westfalen mit den Schitzenverbé&nden ab-
geschlossenen Vereinbarung. Danach verpflichten sich die Verbande als Betreiber von
Tontaubenschiessstdnden, nur schadstoffarme Tontauben mit EPA-PAK-Gehalten von
weniger als 30 mg/kg zu verwenden. Hintergrund des Grenzwerts ist, dass Bitumen nie
mehr als 100 mg/kg EPA-PAK enthalt, Tontauben rund 30 % Bindemittel enthalten und
bitumenhaltige Tontauben nicht verboten werden sollen. Ziffer 2 Buchstabe d legt so-
dann fest, dass teerhaltige Tontauben nicht in Verkehr gebracht werden durfen. Das
Verbot gilt gemass Ziffer 3 Absatz 1 nicht, soweit die Europaische Kommission gestutzt
auf Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH-VO) Zulassungen
erteilt hat. Das Verbot soll am 1. Dezember 2012 in Kraft treten.

3.6.2 Die Bestimmungen Uber teerhaltige Anstrichfarben und Lacke

Teerpech- und teerdlhaltige Anstrichfarben und Lacke werden zur Hauptsache zum
Schutz von Beton und Stahl in korrosiver Umgebung verwendet. Wahrend 1K-Produkte,
z.B. feuchtigkeitshartende Teer-Polyurethanbeschichtungen, oft Teerpech enthalten,
sind in 2K-Systemen bevorzugt Teerdle (Anthracentle) enthalten. Reaktive 2K-Systeme
basieren auf Epoxidharzen und Polyurethanen. Die Produkte werden im Wasserbau
(Schleusen, Kanéle, Klaranlagen), in Anlagen der chemischen Industrie und in der
Energiewirtschaft verwendet. Ein typisches Anwendungsgebiet ist der Schutz von Anla-
gen zur Energieerzeugung (Innenbeschichtung von Druckrohrleitungen, Druckschachten
oder Turbinengehausen).

Es wird geschatzt, dass in der Schweiz jahrlich etwa 20t teerpechhaltige und 50 t
anthracenoélhaltige Korrosionsschutzanstriche in Verkehr gebracht werden. Darin sind
rund 300 kg bzw. 2000 kg PAK enthalten. Aufgrund der tieferen Gehalte an 5- und 6-
Ring PAK, darunter Benzo[a]pyren, weisen die anthracendlhaltigen Produkte zwar aus
Sicht des Gesundheitsschutzes ein wesentlich gunstigeres Profil auf, aus Umweltsicht
sind sie aber als besorgniserregend zu betrachten. Die eingesetzten Teerdldestillate
enthalten namlich hohe Gehalte an 3- und 4-Ring PAK wie Phenanthren, Anthracen,
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Fluoranthen und Pyren, die als sehr persistent und sehr bioakkumulierbar (vPvB)
und/oder persistent, bioakkumulierbar und toxisch einzustufen sind (PBT).

Teerhaltige Anstriche werden bei Instandhaltungsarbeiten von Anlagen abrasiv entfernt.
Ohne Rickhaltemassnahmen gelangen PAK aus den Anstrichen unkontrolliert in Béden
und Gewasser. Das BAFU hat gestutzt auf die Luftreinhalteverordnung (LRV) eine Voll-
zugshilfe Uber die notwendigen Schutzmassnahmen bei Korrosionsschutzarbeiten erlas-
sen. Die darin formulierten Anforderungen kénnen nur durch spezialisierte Unternehmen
erfullt werden. Leider zeigen Kontrollen, dass die Arbeiten nicht immer nach den Regeln
erfolgen. Zudem ist der Bau von Ruckhalteinrichtungen nicht immer mdéglich. Teerhaltige
Korrosionsschutzsysteme muissen im besten Fall nach 40 Jahren erneuert werden.
Nimmt man an, dass die behandelten Anlageteile Gber ihre Lebensdauer einmal einen
Neuanstrich erhalten und dass der Altanstrich ohne Riickhaltemassnahmen mechanisch
entfernt wird, lassen sich die PAK-Emissionen in 1. Naherung auf 50 % der mit Anstrich-
farben und Lacken jahrlich in Verkehr gebrachten PAK-Menge, namlich auf rund
1000 kg/a schatzen. Diese Emissionen liessen sich beim Einsatz teerfreier Korrosions-
schutzanstriche vermeiden. Abklarungen im Jahre 1997 der schweizerischen Behérden
bei der betroffenen Industrie haben ergeben, dass teerfreie Alternativprodukte verfligbar
und technisch geeignet sind und auch zur Anwendung gelangen.

Anhang 1.15 der ChemRRYV sieht in Ziffer 2 Buchstabe e ein Verbot des Inverkehrbrin-
gens teerhaltiger Anschrichfarben und Lacke vor. Die Produkte gelten nach Ziffer 1 Ab-
satz 1 als teerhaltig, wenn sie durch Teerbestandteile bedingt mehr als 100 mg/kg an
EPA-PAK enthalten. Der Grenzwert wurde so festgelegt, dass er sich sicher von PAK-
Gehalten unterscheidet, die in bitumenhaltigen Produkten gefunden werden. Das Verbot
gilt gemass Ziffer 3 Absatz 1 nicht, soweit die Europdische Kommission gestitzt auf Arti-
kel 60 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH-VO) Zulassungen erteilt
hat. Zur Vermeidung von Inl&nderdiskriminierungen ist in Ziffer 3 Absatz 2 ausserdem
vorgesehen, dass eine Ausnahme vom Verbot beim BAFU beantragt werden kann. Das
Verbot fur das Inverkehrbringen teerhaltiger Anstrichfarben und Lacke soll am 1. De-
zember 2012 in Kraft treten.

3.6.3 Die Bestimmungen Uber teerhaltige Zubereitungen fur Belage

Folgende Zubereitungen fur den Bau und Unterhalt befestigter Flachen sind von den
Regelungen des Anhangs 1.15 betroffen:

o teerhaltige Bindemittel fir die Herstellung von Belagen.

Bis 1960 war die Verwendung von Steinkohlenteerpech als Bindemittel zur Herstel-
lung von Belagen ublich und bis 1990 wurde dem heute ausschliesslich eingesetzten
Bitumen Steinkohlenteerpech beigemischt. Das technische Normenwerk der Vereini-
gung Schweizerischer Strassenfachleute Uber Teer wurde Ende der achtziger Jahre
Uberprift. Alle entsprechenden Normen wurden ersatzlos gestrichen. Bei Recherchen
im Produktregister fir Chemikalien und in Produktkatalogen von Anbietern wurden
keine Hinweise dariber gefunden, dass teerhaltige Zubereitungen als Bindemittel fur
Beldge heute noch auf dem Markt erhéltlich sind. Das Verbot verhindert somit die
Wiederaufnahme eines friheren Einsatzgebiets.

o teerhaltige Zubereitungen fur Oberflachenbehandlungen.
Die Zubereitungen umfassen heiss- und kaltverarbeitbare Mischungen auf Basis von
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Teer, letztere mit organischen Lésungsmitteln oder in Form von Emulsionen. Nach
Angaben der EAPA (European Asphalt Producers Association) werden Teeremulsio-
nen auf Flachen eingesetzt, bei denen eine erhohte Ol- und Treibstoffbestandigkeit
erforderlich ist (Parkfelder, Pannenstreifen, Bushaltestellen, Tankstellen, Flugfelder).
In der EU wird der aktuelle Teerpechverbrauch fir den Belagsbau mit 1500 t angege-
ben. Mit dieser Menge lassen sich rund 6000 t Teeremulsionen herstellen. Wenn der
CH-Verbrauch von Teeremulsionen 1.5 % des Verbrauchs in der EU betragt, errech-
net er sich auf 90 t/a. Demgegentiber ergaben Erhebungen des BAFU im Jahre 1992,
dass der damals wichtigste inlAndische Produzent rund 300 t Teeremulsionen in Ver-
kehr setzte. Fur das Jahr 2007 gaben Anbieter an, dass noch zwischen 10 t und 100 t
verbraucht wirden. Basierend auf dem Mittelwert wurden 2007 mit Teeremulsionen
ca. 2900 kg PAK in Verkehr gebracht. Im Jahr 2010 deuten Angaben in Produktkata-
logen und technischen Datenblattern darauf hin, dass wichtige Anbieter Teeremulsio-
nen nicht mehr im Sortiment fihren.

¢ teerhaltige Fugendichtmassen fir Belagsfugen.

Betroffen sind Ein- und Zweikomponenten Dichtmassen mit oder ohne Zusatz von
Polymeren, die heiss bei Giesstemperaturen von 130°C bis 180°C oder bei Umge-
bungstemperatur verarbeitet werden. Die Produkte enthalten bis 60 % Teerpech und
sind auch mit Teerdlen verschnitten. Bevorzugte Einsatzgebiete sind Fugen an Fla-
chen, die einem zeitweisen Angriff von Treibstoffen ausgesetzt sind. Der Verbrauch
teerhaltiger Fugendichtmassen einschliesslich Grundierungen in der Schweiz wird ak-
tuell auf etwa 5 t/a geschatzt. Darin sind rund 470 kg PAK enthalten.

Teerhaltige Zubereitungen flur den Belagsbau tragen zur PAK-Kontamination von spater
anfallenden Bauabfallen bei. Wird Strassenaufbruch heiss verwertet, fihren bereits ge-
ringe Verunreinigungen mit Teer zu einer unerwinschten PAK-Belastung der Atemluft
der Arbeitnehmer. Oberflachenbehandlungen mit teerhaltigen Zubereitungen belasten
zudem die Umwelt mit PAK in der Nutzungsphase durch Abschwemmungen und Abrie-
be. Allein durch Beregnung von mit Teeremulsionen behandelten Parkfeldern stellte
man im Vergleich zu unbehandelten Flachen in den abgeschwemmten Partikeln im Mit-
tel eine um den Faktor 60 erhdhte PAK-Konzentration fest'*. Mit Teeremulsionen be-
handelte Parkfelder oder Bushaltestellen unterliegen dariber hinaus infolge des Stop-
and-Go Verkehrs einer starken mechanischen Beanspruchung. So wird von einem ho-
hen Erneuerungsbedarf der Oberflachenbehandlungen ausgegangen, sodass die An-
nahme gerechtfertigt ist, dass die 2007 mit Teeremulsionen in Verkehr gebrachte PAK-
Menge gerade den Umwelteintragen mit Abrieben entsprach. Sie betrug 2900 kg/a.

Da Substitute fur Teer in den genannten Spezialanwendungen vorliegen, sollen

¢ teerhaltige Zubereitungen fur Oberflachenbehandlungen von Beldgen und teerhaltige
Fugendichtmassen fir Belagsfugen nicht in Verkehr gebracht werden, und

o Beldge wie Fundations-, Trag-, Binder- und Deckschichten nicht mit teerhaltigen Bin-
demitteln hergestellt werden.

Die Zubereitungen gelten gemass Ziffer 1 Absatz 1 als teerhaltig, wenn sie durch Teer-
bestandteile bedingt einen EPA-PAK-Gehalt von 100 mg/kg uberschreiten. Mit diesem
Grenzwert lassen sich die carbo- bzw. petrostimmigen Bindemittel Teer und Bitumen

4 Mahler B.J., Van Metre P.C., Bashara T.J., Wilson J.T., Johns D.A: Parking Lot Sealcoat: An Unrecogni-

zed Source of Urban Polycyclic Aromatic Hydrocarbons. Environ. Sci. Technol. 2005, 39, 5560-5566.
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sicher unterscheiden. In Ziffer 2 wird das Inverkehrbringen der genannten teerhaltigen
Zubereitungen (Bst. a-b) und die Herstellung von Belagen mit teerhaltigen Bindemitteln
verboten (Bst. ¢). Die Verbote gelten nicht, soweit die Europaische Kommission gestitzt
auf Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH-VO) Zulassungen
erteilt hat (Ziff. 3 Abs. 1). Zur Vermeidung von Inlanderdiskriminierungen ist ausserdem
vorgesehen, dass eine Ausnahme vom Verbot beim BAFU beantragt werden kann
(Ziff. 3 Abs. 2). Die Verbote des Inverkehrbringens und der Herstellung treten am 1. De-
zember 2012 in Kraft.

3.7 Perfluoroctansulfonate
Anh. 1.16

Die Verbreitung von perfluorierten Alkylverbindungen (PFC) in der Umwelt und in Biota
hat in jingster Zeit grosse Aufmerksamkeit erlangt. PFC sind sehr persistent. Einige
dieser Stoffe sind bioakkumulierbar, insbesondere diejenigen mit mittlerer Lange der
Kohlenstoffkette (C8-C14) und von einigen sind toxische Wirkungen bei Versuchstieren
bekannt. Von besonderem Interesse aus Sicht des Umwelt- und Gesundheitsschutzes
sind perfluorierte Alkylsulfonate und Alkylcarboxylate mit einer Kettenl&nge von 6 bis 15
C-Atomen. In der Umwelt und in biologischen Proben werden Perfluoroctylsulfonate
(PFOS) und Perfluoroctylcarboxylate (PFOA) am haufigsten nachgewiesen. Im OECD
Programm ,Risk Management and Sustainable Chemistry* sind PFOS, PFOA und deren
Vorlaufer ein Schwerpunktthema. Das Hazard Assessment der OECD fur PFOS, das im
Jahre 2002 publiziert wurde, kam zum Schluss, dass das Vorkommen und die Per-
sistenz von PFOS, in Verbindung mit deren Toxizitat und Potenzial zur Bioakkumulation,
zur Besorgnis fur die Umwelt und die menschliche Gesundheit Anlass gibt. Gestlitzt auf
die Arbeiten der OECD sowie eine Risikobeurteilung und Risikoreduktionsstrategie der
britischen Umweltbehdérde hat die europdische Kommission mit der Richtlinie
2006/122/EG vom 12. Dezember 2006 weitgehende Beschrankungen vorerst fir PFOS
erlassen. Zudem hat die vierte Vertragsparteienkonferenz (COP4) zum Stockholmer
Ubereinkommen  (iber persistente organische Schadstoffe (POP-Konvention;
SR 0.814.03) beschlossen, PFOS in Anhang B der POP-Konvention aufzunehmen.

Einschréankungen von PFOS geméass POP-Konvention

Der Beschluss von POP COP4, PFOS in Anhang B der POP-Konvention aufzunehmen,
hat zur Folge, dass fiir die Vertragsparteien die Herstellung und das Verwenden sowie
der Import und der Export dieses Stoffs grundsatzlich verboten wird. Der Beschluss sieht
aber sowohl so genannte ,spezifische Ausnahmeregelungen® als auch weitergehende
Ausnahmen im Sinne ,akzeptabler Zwecke" vor. Von beiden Arten von Ausnahmen kén-
nen nur Vertragsparteien Gebrauch machen, welche die entsprechende Absicht zuvor
notifiziert haben. Spezifische Ausnahmen sind zeitlich befristet und kénnen nur durch
einen Beschluss der Vertragsparteien verlangert werden. Akzeptable Zwecke dagegen
sind nicht befristet. Allerdings ist hierfr der Vertragsparteienkonferenz periodisch dar-
Uber zu berichten, welche Anstrengungen unternommen worden sind, um die entspre-
chende Verwendung einzustellen und ob weiterhin ein Bedarf dafiir besteht, vom akzep-
tablen Zweck Gebrauch zu machen. Fir die Verlangerung spezifischer Ausnahmen als
auch fur die Berichterstattung tber die Verwendung zu akzeptablen Zwecken sind dem
Sekretariat Angaben zum Verbrauch des Stoffs in der jeweiligen Verwendung, Angaben
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zu den Anwendungsbedingungen und Angaben zur Ersetzbarkeit des Stoffs nach dem
Stand der Technik zu liefern. Zudem sind im Rahmen der Berichterstattung nach Art. 15
dem Sekretariat der Konvention Angaben zu machen zu Produktions-, Ein- und Aus-
fuhrmengen von PFOS und es sind die Lander bekannt zu geben, aus welchen PFOS
eingefiihrt oder nach welchen PFOS exportiert werden.

Einschrankungen fir PFOS in der EU

Die Richtlinie 2006/122/EG verbietet das Inverkehrbringen und Verwenden von PFOS
als Stoff oder Bestandteil von Zubereitungen sowie das Inverkehrbringen von Gegen-
standen, wenn sie Bestandteile enthalten, die mit PFOS behandelt sind. Weiterhin er-
laubt bleiben PFOS in bestimmten Hilfsstoffen fir fotografische Prozesse und die Gal-
vanotechnik, Hydraulikflissigkeiten fur die Luft- und Raumfahrt sowie die Verwendung
bis 2011 in Feuerléschschdumen, die vor Ende 2006 in Verkehr gebracht worden sind.

Umsetzung der RL 2006/122/EG und POP COP4 Beschliisse in der ChemRRYV

Anhang 1.16 dieser Vorlage setzt sowohl die Inhalte der Richtlinie 2006/122/EG als
auch die Ergebnisse der Beschlisse der POP COP4 um. In Ergdnzung zu den EU-
Bestimmungen fliesst als Ergebnis von COP4 in Anhang 1.16 ein Produktionsverbot fur
PFOS ein sowie die Verpflichtung, dass Verwender von PFOS, welche von Ausnahme-
bestimmungen Gebrauch machen, dem BAFU die Informationen zu liefern haben, wel-
che es braucht, um Ausnahmebestimmungen in der Schweiz beantragen, dokumentie-
ren und begriinden zu kdnnen und den Verpflichtungen Uber die Berichterstattung nach-
zukommen.

In Ziffer 1 werden PFOS begrifflich bestimmt. PFOS umfassen Stoffe mit der
Summenformel CgF;SO;, die eine Sulfonat-Gruppe direkt am perfluorierten
Kohlenstoffgerist tragen und unterschiedlich funktionalisiert vorliegen (CgF17;SO,X), z.B.
als freie Saure (X = OH), als Metallsalze (X = O'M"), als Sulfonylhalogenide (X z.B. F),
als Amide (X = NRy) oder als andere Derivate einschliesslich Polymere.

In Ziffer 2 Absatz 1 werden die Herstellung, das Inverkehrbringen und Verwenden von
PFOS sowie von Stoffen und Zubereitungen, die PFOS enthalten, verboten, wenn sie
mehr als 0.005 % PFOS enthalten. Der Grenzwert ist auf die Sure (CgF1;SO3zH) zu be-
ziehen. Er liegt weit unter dem sonst ublichen Standard von 0.1 % und tragt dem Um-
stand Rechnung, dass PFOS die gewtlinschte Wirkung in Produkten sehr tief konzent-
riert entfalten. Ubliche PFOS-Gehalte in Bodenpflegemitteln liegen z.B. bei 0.01 %.

Absatz 2 verbietet das Inverkehrbringen von neuen Gegenstanden, wenn sie oder Be-
standteile davon PFOS enthalten. Gemass finftem Erwagungsgrund der Richtlinie
2006/122/EG soll das Verbot nur fur neue Gegensténde gelten und keine Produkte er-
fassen, die auf dem Gebrauchtmarkt gehandelt werden.

Die Verbote gelten nach Ziffer 3 Absatz 1 nicht fir Analyse- und Forschungszwecke und
nach Absatz 2 nicht fur folgende Anwendungen, fir die es derzeit keine geeigneten
Ersatzstoffe gibt:

o Fotoresistlacke und Antireflexbeschichtungen fir fotolithografische Prozesse (Bst. a).
Es handelt sich um Prozesse, bei denen Computerchips mit Strukturinformationen
versehen werden. Ohne diese Ausnahme kénnte keine Fertigung stattfinden;
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o fotografische Beschichtungen von Filmen, Papieren und Druckplatten (Bst. b).
Bei der Hochleistungsfotoproduktion ist die Verwendung von PFOS zur Regulierung
von elektrostatischer Ladung, von Reibung und Haftvermdgen zurzeit unabdingbar;

¢ Antischleiermittel fir nicht-dekoratives Hartverchromen und Netzmittel fur Gberwachte
Galvanotechniksysteme (Bst. c).
Die Ausnahme gilt nicht fur die dekorative Verchromung, bei der tber glanzende Zwi-
schenschichten (Kupfer, Nickel) eine dinne Chromschicht aufgetragen wird, die in
erster Linie das Anlaufen oder Blindwerden der Schichten verhindern soll. Hingegen
gilt die Ausnahme fur Galvanotechniksysteme zur Metallisierung von Kunststoffen,
z.B. bei der Aluminiumbeschichtung. PFOS dienen zur Unterdriickung der Badnebel
(Schleier) und reduzieren damit zum Schutze der Arbeitnehmer den Gehalt der als
krebserzeugend bekannten Chrom(VI)-Verbindungen am Arbeitsplatz;

o Hydraulikflissigkeiten fur die Luft- und Raumfahrt (Bst. d).
Es handelt sich um Flissigkeiten, mit deren Hilfe sich die Steuerungsflachen und an-
dere Luftfahrzeugbauteile bewegen lassen.

¢ Medizinprodukte und deren Komponenten (Bst. e).

Ziffer 4 regelt die Meldepflichten: Wer PFOS sowie PFOS-haltige Stoffe und Zubereitun-
gen verwendet, muss jahrlich Name des Stoffs oder der Zubereitung, Name des Liefe-
ranten, die verwendete PFOS-Menge und die bei der Verwendung in die Umwelt freige-
setzte PFOS-Menge dem Bundesamt fir Umwelt (BAFU) melden. Mit der Meldung ms-
sen weiter Informationen zum Zweck der Verwendung und Angaben zu den Mdglichkei-
ten, PFOS zu substituieren, Ubermittelt werden (Ziff. 4 Abs. 1 Bst. a-e). Inhaberinnen
von Feuerldschschaumen miuissen jahrlich den Bestand der PFOS-haltigen Produkte
melden. Bei der ersten Meldung sind Name des Produkts, Name der Herstellerin und —
sofern vorhanden — der PFOS-Gehalt des Feuerldschschaums zu melden (Ziff.
4 Abs. 2).

Die neuen Beschrankungen sollen in der Schweiz am 1. August 2011 in Kraft treten.
Feuerloschschaume, die bis zu diesem Datum in Verkehr gebracht worden sind, dirfen
in Installationen zum Schutze von Anlagen noch bis zum 30. November 2018 (Ziff. 5
Bst. a) und zur Bekédmpfung von Bréanden durch Feuerwehren und militarische Einsatz-
krafte in Ernstfallen noch bis zum 30. November 2014 verwendet werden (Ziff. 5 Bst. b).
Der Einsatz von PFOS durch Feuerwehren und militdrische Einsatzkréfte zu
Ubunsgzwecken ist demnach bereits ab dem 1. August 2011 verboten. Diesen Bestim-
mungen liegen die nachfolgenden Uberlegungen zugrunde.

Verbleibende PFOS-Emissionen

Das Ziel von Anhang 1.16 ist es, Umwelteintrage von PFOS mittel- und langfristig voll-
standig zu vermeiden. Die Verwendung von PFOS soll schrittweise eingestellt werden,
sobald alternative Stoffe oder Prozesse verfugbar sind.

Der PFOS-Verbrauch in der EU im Jahre 2000 wird mit rund 500 t/a angegeben. Die
Anwendungen waren mit Emissionen von ca. 170 t/a verbunden. Der freiwillige Ausstieg
aus der PFOS-Produktion des global wichtigsten Herstellers im Jahre 2001 fihrte zu
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einer markanten Reduktion des PFOS-Verbrauchs. Im Jahr 2004 sollen Verbrauch und
Emissionen in der EU noch ca. 11 t betragen haben (SCHER 2005").

Tabelle: PFOS-Emissionen in der EU im Jahr 2004 (SCHER 2005)

Quelle Kompartiment Emissionen
Galvanische Prozesse (Hartverchromung, ...) Abwasser 9000 kg
Fotografische Industrie Abwasser 8 kg
Fotolithografische Prozesse (Halbleiterindustrie) Abwasser 226 kg
Hydraulikflissigkeiten (Luftfahrt) Abwasser 4 kg
Bdden 9 kg
Feuerléschschdume (Anwendung von Restbestanden Oberflachenwasser 257 kg
durch Feuerwehren) Béden 257 kg

Kontakte mit der schweizerischen Industrie haben gezeigt, dass die in der EU-Richtlinie
festgelegten Ausnahmen fur PFOS fur galvanische und fotolithografische Prozesse so-
wie fur fotografische Beschichtungen in der Schweiz mangels Alternativen ebenfalls be-
ansprucht werden. Zudem reklamieren die Feuerwehren fir die Einstellung der Verwen-
dung bereits eingekaufter wasserfilmbildender Léschschaume (AFFF) dieselbe Zeit-
spanne, wie sie in der EU gewéhrt wurde. Daruber hinaus wurde festgestellt, dass AFFF
nicht nur bei den Feuerwehren lagern. Als Bestandteil von stationaren Léschanlagen
findet man sie auch in Tanklagern fur flussige Brenn- und Treibstoffe, z.B. in den Rhein-
hafen, sowie in Lagern mit brennbaren Flissigkeiten der chemischen Industrie.

Lager und Verbrauch von Léschschaumen in der Schweiz

In Zusammenarbeit mit der Branche angestellte Schatzungen ergeben, dass in der
Schweiz rund 2400 t AFFF lagern. Der Anteil mit PFOS ist schwierig zu beziffern. Da
PFOS basierte AFFF in Europa bereits seit 2003 nicht mehr hergestellt werden, wurde in
nachstehend aufgeftihrter Tabelle fir das Jahr 2005 von einem Anteil — soweit nicht an-
ders bekannt — von 80 % ausgegangen®. Weiter wurde fiir die Abschétzung der gela-
gerten PFOS-Menge ein PFOS-Gehalt von 1 % im AFFF angenommen.

Tabelle: Gelagerte AFFF-Schaumkonzentrate® in der Schweiz und ihr PFOS-Inhalt fiir das Jahr 2005

Standort Anzahl Gelagerte Gelagerte AFFF Gelagerte
Standorte Menge AFFF  Menge AFFF mit Menge PFOS
pro Standort PFOS

Tanklager Brenn- und Treibstoffe 30 5-40°t 400t 80 % =3t
Armee (mobile Reserven) 300t <80 % <25t
Tanklager der Alcosuisse 2 16 -25t 41t 50 % =~0.25t
Industriebetriebe mit Léschanlagen 200 35t 600-1000 t 80 % 5-8t
Stitzpunkt-Feuerwehren 200 4t 800t <80 % <6.5t
Handfeuerloscher 300000 0.00023 t 68t 100 % =05t

! Wasserfilmbildende Schaummittel (Aqueous Film Forming Foams)

5 scientific Committee on Health and Environmental Risks (SCHER): Opinion on ,RPA’s report ,Perfluo-

rooctane Sulphonates Risk reduction strategy and analysis of advantages and drawbacks". Adopted by
the SCHER during the 4" plenary of 18 March 2005.

PFOS wurden durch nicht vollstandig fluorierte Stoffe, sog. Telomersulfonate, oder durch kirzerkettige
perfluorierte Alkylsulfonate (< C8) ersetzt.
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Die Verwendungsrate der AFFF in Tanklagern und Industrieanlagen ist tief. Schatzun-
gen aus UK deuten darauf hin, dass viele Schaumkonzentrate innerhalb ihrer Haltbar-
keitsdauer von 15 Jahren nicht zum Einsatz gelangen. In UK geht man von einem Er-
eignis pro Standort in 40 Jahren aus. Fir grossere Feuer ist die Ereignisrate tiefer. Sie
betragt 0.0015 pro Standort und Jahr'’. Demgegeniiber ist die Verwendungsrate von
AFFF bei den Feuerwehren grésser. Nach Angaben der britischen Umweltbeh6rde kann
von einer auf das Lager bezogenen Rate von 15 % ausgegangen werden.

Auswirkungen des Verwendungsverbots fir Feuerldschschaume

In folgender Tabelle ist die Reduktion des Lagerbestands PFOS-haltiger AFFF in Tank-
lagern und Industrieanlagen durch den nattrlichen Abgang infolge Ersatzes aufgrund
der begrenzten Haltbarkeitsdauer aufgefihrt. Die Haltbarkeitsdauer wird wie in der Risi-
kobegrenzungsstrategie von UK beschrieben mit 15 Jahren angenommen. Eine weitere
Annahme ist, dass PFOS-freie AFFF ab dem Jahre 2003, d.h. zwei Jahre nach dem
Produktionsstopp des weltweit wichtigsten Herstellers von PFOS, eingekauft wurden.

Tabelle: Entwicklung des Lagers von Schaumkonzentraten in Tanklagern und Industrieanlagen

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2015 2017

PFOS 80% 73% 67% 60% 53% 47% 40% 33% 27% 13% 0%

PFOS-frei 20% 27% 33% 40% 47% 53% 60% 67% 73% 87% 100%

Die Rechnung zeigt, dass bei friihzeitiger Umstellung auf PFOS-freie Substitute mit der
Gewahrung der Ubergangsfrist bis 2018 keine Schaumkonzentrate friher als geplant
ersetzt und der Beseitigung zugefuhrt werden mussen. Ware aber erst ab dem Jahr
2007 — dem Zeitpunkt des Inverkehrbringungsverbots in der EU — auf PFOS-freie Pro-
dukte umgestellt worden, missten ca. 15 % der AFFF entsprechend 150t bis 200t vor
Ablauf der Lebensdauer beseitigt werden. Die Ubergangsfrist bis 2018 ist insofern ver-
tretbar, als dass das Risiko eines Feuerereignisses klein ist. Nimmt man die Rate, bei
der Schaumkonzentrate bei grosseren Ereignissen zum Einsatz kommen, mit 0.0015 pro
Standort und Jahr an, errechnen sich fur die rund 230 Standorte innerhalb von 8 Jahren
rund 3 Ereignisse, bei denen Feuerloschschdume eingesetzt werden. Die freigesetzte
PFOS-Menge ist schwer abzuschétzen, da sie vom Ausmass des Brands abhangt.

Ausgehend von einer auf den Lagerbestand bezogenen Verwendungsrate von 15 %
erfolgt der Austausch PFOS-haltiger Schaumkonzentrate in Lagern der Feuerwehren
deutlich schneller. Wenn hier die Substitution ebenfalls im Jahr 2003 begonnen hat,
werden Restbestande PFOS-haltiger Produkte bereits heute aufgebraucht sein. Aller-
dings haben Umfragen bei Feuerwehren in UK gezeigt, dass die Verwendungsrate tiefer
sein konnte. Dies wirde bedeuten, dass der Austausch von PFOS in den AFFF-Lagern
nicht durch die Verwendung, sondern durch den Ersatz aufgrund der limitierten Haltbar-
keitsdauer erfolgt. Damit diese AFFF nicht fiir Ubungszwecke verwendet werden, ist es
angezeigt, den Einsatz PFOS-haltiger AFFF durch Feuerwehren bis zum Verwendungs-
verbot ab November 2014 nur zur Bekampfung von Brénden in Ernstféallen zuzulassen.

" In UK zahlte man zwischen 1991 und 2002 in Anlagen der Industrie 27 mit Feuer oder Explosionen ver-

bundene Unfélle, die zu einem Betriebsunterbruch von mehr als 24 Stunden fuhrten. Die Ereignisrate be-
tragt 0.025 pro Standort und Jahr. Fir grossere Feuer betragt die Rate 0.0015 pro Standort und Jahr.
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3.8 Textilwasch- und Reinigungsmittel
Anh. 2.1 und 2.2, jeweils Ziff. 3 Abs. 3bis sowie Ziff. 5 Abs. 1

Anhang VII der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 Uber Detergenzien besagt, dass Textil-
wasch- und Reinigungsmitteln zugefiigte Konservierungsmittel in der Kennzeichnung
aufgefuhrt werden missen. Soweit sind die Bestimmungen der ChemRRV und der EU-
Detergenzienverordnung identisch. Die Detergenzienverordnung ist insofern praziser,
als dass die Art des Konservierungsmittels aufgefiihrt werden muss. Die Anhénge 2.1
und 2.2 ChemRRYV werden diesbeziglich an die Detergenzienverordnung angepasst.
Ziffer 3 wird mit einem Absatz 3" erganzt, wonach Konservierungsmittel, soweit eine
gemeinsame Nomenklatur geméass Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 76/768/EWG Uber
kosmetische Mittel sowie Beschluss 96/335/EG der Kommission existiert, entsprechend
dieser anzugeben sind. Dies bedeutet, dass die sogenannten INCI-Bezeichnungen ver-
wendet werden sollen (International Nomenclature of Cosmetic Ingredients). Die neuen
Vorschriften gelten ab dem 1. Dezember 2012.

In Ziffer 5 wird klargestellt, dass das Datenblatt tUber Inhaltsstoffe auf Anfrage auch den
kantonalen Behotrden zur Verfigung gestellt werden muss. Das Datenblatt Gber Inhalts-
stoffe lasst Ruckschlisse auf die Rezeptur zu.

3.9 Biozidprodukte
Anh. 2.4 Ziff. 7 Abs. 1 und 2

Gemass der heutigen Ubergangsbestimmung in Ziffer 7 Absatz 1 sind Bahnschwellen,
die vor dem 1.1.2002 erworben wurden, vom Verwendungsverbot nach Ziffer 1.2 Absatz
2 ausgenommen. Dies bedeutet unter anderem, dass mit Teerdlen alter Qualitat (Uber-
schreitung der Grenzwerte nach Ziff. 1.3 Abs. 1 Bst. a) behandelte Bahnschwellen, die
damals auf Vorrat gekauft und bis heute noch keiner Verwendung zugefuhrt wurden,
weiterhin ohne Einschrankung selbst innerhalb von Wohnsiedlungen verwendet werden
dirfen. Mit der Anderung wird eine Frist bis Ende 2011 gesetzt, bis zu der Bahnschwel-
len, die vor dem 1.1.2002 erworben wurden, noch einer Verwendung zugefihrt werden
darfen.

Gemass der heutigen Ubergangsbestimmung in Ziffer 7 Absatz 2 dirfen mit Teerélen
alter Qualitat behandelte Bahnschwellen, die vor dem 1.7.2005 erworben und bis heute
noch keiner Verwendung zugefihrt wurden, weiterhin ausserhalb von Wohnsiedlungen
verwendet werden. Mit der Anderung diirfen solche Bahnschwellen nur noch bis Ende
2011 einer Verwendung zugefuhrt werden.

Die heutige Regelung hat in der Praxis immer wieder zu schwierigen Situationen im
Vollzug gefuhrt. Wird beispielsweise in einer Landwirtschaftszone ein Weidezaun aus
alten Bahnschwellen erstellt, so verlangen sensibilisierte Biirger und Burgerinnen nicht
selten von den kantonalen Vollzugsstellen zu Uberprifen, ob der Einbau rechtmassig
erfolgt. Die Vollzugsstellen haben dann die schwierige Aufgabe abzuklaren, ob die
Bahnschwellen vor den genannten Daten erworben und dadurch rechtméssig verbaut
wurden oder ob sie nach den Stichdaten erworben und, da es sich bei alten Bahn-
schwellen héchst wahrscheinlich um mit Teerélen alter Qualitét behandelte Bahnschwel-
len handelt, unrechtmassig verbaut wurden. Mit der vorgeschlagenen Anderung wird
hier der Vollzug ab 1.1.2012 wesentlich vereinfacht, da ab dann keine alten Bahn-
schwellen mehr verbaut werden durfen.
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3.10 Kunststoffe und Additive / Kunststoffverpackungen
Anh. 2.9 Ziff. 2 Abs. 3, Ziff. 3 Abs. 1 Bst. b und Anh. 2.16 Ziff. 4.3 Abs. 1 Bst. d

Als definitionsgeméasse Verpackungen im Sinne der Richtlinie 94/62/EG Uber Verpa-
ckungen durfen Kunststoffkasten und -paletten grundsatzlich nicht mehr als insgesamt
100 mg/kg an Cadmium, Quecksilber, Chrom(VI) und Blei enthalten. Das Recycling
ausgedienter Kunststoffkasten und -paletten ware jedoch nur noch eingeschrankt mog-
lich, weil die Kasten und Paletten friher oft mit cadmium-, blei- und chromathaltigen
Pigmenten eingefarbt wurden. In der EU sind in den Entscheiden 1999/177/EG und
2009/292/EG die Bedingungen festgelegt, unter denen der Schwermetallgrenzwert nicht
gilt. Sie lauten, dass die fir das Recycling verwendeten Stoffe nur von anderen
Kunstoffkasten und -paletten stammen dirfen, sich die Zugabe von anderen Stoffen auf
maximal 20 % beschrankt und die bewusste Zugabe von Schwermetallen als Bestandteil
des Recyclens nicht gestattet ist (Art. 3 Abs. 2 und 3 der Entscheidung 2009/292/EG).

Die Ausnahmebestimmung, dass Kunststoffkdsten, zu deren Herstellung grésstenteils
gebrauchtes, aus Kunststoffkasten stammendes Granulat verwendet worden ist, mehr
als 100 mg Cd/kg enthalten durfen, findet sich heute in Anhang 2.9 Uber Kunststoffe und
Additive in Ziffer 3 Absatz 1 Buchstabe b der ChemRRYV. Das neue Regelungskonzept
sieht vor, dass cadmiumhaltige Kunststoffverpackungen zusammen mit den ubrigen Be-
schrankungen Uber Schwermetalle in Verpackungen in Anhang 2.16 Ziffer 4 geregelt
werden. Dazu muss das bestehende Verbot der Ziffer 4.2 des Anhangs 2.16 mit einer
Ausnahmebestimmung fur Kunststoffkasten und -paletten ergénzt werden (Ziff. 4.3 Abs.
1 Bst. d). Andererseits wird in Anhang 2.9 die Ziffer 3 Absatz 1 Buchstabe b aufgehoben
und die Ziffer 2 mit einem neuen Absatz 3 erganzt, wonach flr cadmiumhaltige Kunst-
stoffverpackungen Anhang 2.16 Ziffer 4 gelte.

3.11 Kaltemittel
Anh. 2.10 ziff. 1 Abs. 4

Eine redaktionelle Prazisierung wird in Ziffer 1 Absatz 4 vorgenommen, indem der Term
~Abgabe* durch ,Erstellung” ersetzt wird. Der Umbau des Kélte erzeugenden Teils be-
stehender Anlagen ist namlich auch bewilligungspflichtig im Sinne von Ziffer 3.3 Ab-
satz 1. Die Formulierung in Ziffer 1 Absatz 4 wird deshalb an diejenige in Ziffer 3.3 Ab-
satz 1 angeglichen. Erlauterungen zur Kennzeichnung finden sich in Kap. 3.15.

3.12 Kondensatoren und Transformatoren
Anh. 2.14 ziff. 3 Abs. 1-4

Herstellung, Einfuhr und Verwendung von polychlorierte Biphenylen (PCB) sind in der
Schweiz seit 1986 verboten. Fir PCB-haltige Kondensatoren mit mehr als 1 kg Gewicht,
die vor dem Inkrafttreten des Verbots in Verkehr gebracht wurden, galt eine Ubergangs-
frist fur die Ausserbetriebnahme und Entsorgung bis zum 31.08.1998. Seit dem 1. Sep-
tember 1998 ist auch die Verwendung von PCB-haltigen Kondensatoren (>1 kg) in der
Schweiz  verboten. Davon betroffen sind insbesondere alte Blindstrom-
Kompensationsanlagen. Untersuchungen der Chemikalienfachstellen mehrerer Kantone
haben ergeben, dass trotz bestehendem Verwendungsverbot auch heute noch eine re-
levante Zahl von PCB-haltigen Kondensatoren in Blindstrom-Kompensationsanlagen
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vorhanden ist. Je nach Kanton oder Region muss damit gerechnet werden, dass heute
noch 1 bis 10 % der Kondensatoren in Blindstromkompensationsanlagen PCB enthalten.
Es besteht demnach Handlungsbedarf zur Durchsetzung des Verwendungsverbotes fir
PCB-haltige Kondensatoren in Niederspannungsinstallationen.

Gesprache zwischen dem Bundesamt fur Energie (BFE), dem Eidgendssischen
Starkstrominspektorat (ESTI), dem Verband Schweizerischer Elektrokontrollen (VSEK),
dem Verband Schweizerischer Elektroinstallationsfirmen (VSEI), Vertretern der Chemi-
kalienfachstellen der Kantone und dem BAFU haben ergeben, dass die Prifung auf das
Vorhandensein von PCB-haltigen Kondensatoren durch die Elektrokontrolleure im Rah-
men des Vollzugs der Verordnung vom 7. November 2001 Uber elektrische Niederspan-
nungsinstallationen (Niederspannungs-Installationsverordnung NIV, SR 734.27) als
sinnvoll und machbar erachtet wird, und dass Anhang 2.14 ChemRRYV Uber Kondensa-
toren und Transformatoren entsprechend erganzt werden soll.

Die Losung sieht vor, dass die NIV-Kontrolleure im Rahmen ihrer Kontrolltatigkeit nach
NIV auch Uberprifen, ob PCB-haltige Kondensatoren von mehr als 1 kg Gesamtgewicht
verwendet werden (Ziff. 3 Abs. 1). Fur die Durchfuihrung dieser Kontrollen steht den NIV-
Kontrolleuren als Hilfsmittel ein Kondensatorenverzeichnis zur Verfigung. In diesem
Verzeichnis sind die meisten Kondensatorentypen aufgelistet und als ,PCB-frei”, ,PCB-
haltig" oder ,PCB-verdachtig” eingestuft. In der Regel kénnen die NIV-Kontrolleure ge-
stutzt auf das Kondensatorenverzeichnis vor Ort Uber den PCB-Status von Kondensato-
ren entscheiden. Im Falle eines Verdachts oder positiven Befundes informieren sie den
Eigentimer der Installation und die Behérde des zustdndigen Kantons (Ziff. 3 Abs. 2).
Die Behorde des Kantons ordnet die Ausserbetriebnahme und Entsorgung an (Ziff. 3
Abs. 3). Die Kosten der Uberprufung tragt der Eigentiimer der Installation (Ziff. 3 Abs. 4).

3.13 Batterien
Anh. 2.15

Am 26. September 2006 trat die neue Richtlinie 2006/66/EG Uber Batterien und Akku-
mulatoren, nachfolgend EG-Batterierichtlinie genannt, in Kraft. Gegenuber ihrer per 26.
September 2008 ausser Kraft tretenden Vorgangerin 91/157/EWG enthélt sie zahlreiche
Anderungen. Mit einer Neufassung des Anhangs 2.15 wird sowohl dieser neuen Situati-
on als auch veranderten landesinternen Bedurfnissen im Bereich der Riicknahmepflich-
ten und der vorgezogenen Entsorgungsgebihr (VEG) fur Batterien Rechnung getragen.

Ziff. 1 Begriffe: Die relevanten Begriffsbestimmungen der EG-Batterierichtlinie werden
ubernommen. Im schweizerischen Begriff "Batterien” sind die Akkumulatoren immer ein-
geschlossen. Die Batterien werden neu je nach Bauform, Handlichkeit oder Verwen-
dungszweck in die drei Klassen "Gerate-", "Fahrzeug-" und "Industrie-Batterien" einge-
teilt. Gewohnliche Haushaltbatterien fallen in die Klasse der Gerétebatterien, ebenso die
Knopfzellen. Als Fahrzeugbatterien gelten nur solche fur den Anlasser, die Beleuchtung
oder die Zindung von Fahrzeugen, wogegen die Antriebsbatterien von Elektrofahrzeu-
gen zu den Industriebatterien gehoren. Batterien, die nicht den Definitionen der Gerate-
oder der Fahrzeugbatterien entsprechen, gelten als Industriebatterien. Damit ist jede
Batterie genau einer der drei Klassen zugeordnet. Mit den neuen Definitionen entfallt die
bisherige Abgrenzung der Batterien ber 5 kg, welche fur die Riicknahme- und die Ge-
buhrenpflicht von Bedeutung war.
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Mit der Einfihrung des Begriffs "Gerate" erfahrt der Anhang 2.15 eine Erweiterung des
Geltungsbereichs auf alle batteriebetriebenen Gerate im Sinne der Verordnung tber die
Rickgabe, die Ricknahme und die Entsorgung elektrischer und elektronischer Gerate
(VREG; SR 814.620) sowie der EG-Richtlinie 2002/96/EG. Neu betrifft er somit auch das
Gros der batteriebetriebenen Gerate, deren Batterien von den Benultzern leicht selber
entfernt werden kdnnen. Bisherige rein schweizerische Begriffe ("Kleinakkumulatoren”,
"Gegenstande mit fest eingebauten Batterien™) fallen mitsamt den zugehdérigen besonde-
ren Vorschriften weg.

Ziff. 2 und 3 Verbote, Ausnahmen: Die Grenzwerte fir den zuldssigen Gehalt an
Quecksilber und Cadmium werden den EG-Bestimmungen angepasst. Die Verwendung
von Nickel-Cadmium-Batterien wird stark eingeschrankt auf kabellose Elektrowerkzeuge,
medizinische Gerate und Notsysteme. Der Ersatz fur bestimmte Funkgeréate ist bis Ende
2014 moglich (vgl. Ausfihrungen in Ziff. 7). Fur andere Gerate dirfen keine Nickel-
Cadmium-Batterien mehr abgegeben werden. Fir die Bestimmungen Uber Elektrofahr-
zeuge mit Nickel-Cadmium-Batterien ist Anhang 2.16 Ziffer 5 tber Fahrzeuge zu beach-
ten.

Nachdem nun die Nickel-Cadmium-Batterien mit wenigen Ausnahmen verboten werden,
braucht es die bisherigen besonderen Vorschriften fir  Nickel-Cadmium-
Kleinakkumulatoren nicht mehr. Die Zielfestlegung fur den Cadmiumanteil aus solchen
Batterien im Siedlungsabfall sowie die Pfandregelung bei einer Verfehlung des Zieles
werden daher gestrichen.

Ziff. 4 Information: Neu ist auf allen Batterien ein Hinweis zum Entsorgungsweg uber
eine getrennte Sammlung anzubringen. Quecksilber- (mit mehr als 5 mg Hg), cadmium-
(mit mehr als 20 mg Cd) oder bleihaltige Batterien (mit mehr als 40 mg Pb) missen mit
dem entsprechenden chemischen Symbol Hg, Cd bzw. Pb gekennzeichnet sein. Fir die
Einzelheiten dartber, wie die Angaben gemacht werden missen, wird auf Artikel 21 der
EU-Batterierichtlinie verwiesen, in der unter anderem als Symbol fir die getrennte
Sammlung die durchgestrichene Abfalltonne auf Radern vorgesehen ist. Die Richtlinie
2006/66/EG schreibt in Artikel 21 Absatz 2 weiter vor, dass zur Information der Konsu-
menten auf Gerate- und auch Fahrzeugbatterien deren Kapazitdt angegeben werden
muss. Da in der EU betreffend der Angaben zur Kapazitat noch nicht alle offenen Fra-
gen geklart sind, ist die Ubernahme dieser Kennzeichnungsvorschriften in der Schweiz
zu einem spéateren Zeitpunkt vorgesehen.

Ziff. 5.1 Ruckgabepflicht: Die bisherige Ruckgabepflicht wird dahingehend erganzt,
dass Fahrzeugbatterien auch an Entsorgungsunternehmen mit einer Empfangerbewilli-
gung nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung vom 22. Juni 2005 Uber den Verkehr mit
Abfallen Gbergeben werden durfen, sofern diese Entsorgungsunternehmen der Annah-
me zustimmen.

Ziff. 5.2 Ricknahmepflicht: An die Stelle der Ricknahmepflicht der Handler fir alle Bat-
terien bis zu einem Gewicht von 5 kg tritt die Riicknahmepflicht fiir alle Geratebatterien.
Nur Batterien, die gekapselt sind und in der Hand gehalten werden kdnnen, kommen als
Geratebatterien in Frage. Handler von Fahrzeug- oder Industriebatterien, zu denen auch
alle schweren oder nicht gekapselten Batterien gehoéren, missen nur Batterien der Art,
die sie vertreiben, zuriicknehmen. In der einzelnen Verkaufsstelle miissen sie jene Arten
von Batterien, die sie dort im Sortiment fihren, entgegennehmen. Massgeblich sind ver-
gleichbare Eigenschaften wie Verwendungszweck, Handhabung, Bauform, Grdosse und
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chemisches System, jedoch ungeachtet der Fabrikations- und Handelsmarke. Neu mus-
sen alle Handler die Batterien, zu deren Ricknahme sie verpflichtet sind, kostenlos zu-
ricknehmen.

Ziff. 6.1 Gebuhrenpflicht: Die bisherige Regelung der VEG funktioniert zwar gut, lasst
aber gewisse Lucken offen bei den Batterien Uber 5 kg und bei Batterien, die zusammen
mit Geraten oder Fahrzeugen abgegeben werden. Im Grundsatz werden deshalb neu
alle Herstellerinnen (einschliesslich Importeure) von Batterien zur Entrichtung der VEG
verpflichtet, ebenfalls die Herstellerinnen (und Importeure) von Geréaten oder Fahrzeu-
gen, die Batterien enthalten oder denen solche beigefigt sind. Das BAFU beauftragt
eine private Organisation mit der Verwaltung der VEG. Die Gebuhrenpflicht der Herstel-
lerinnen von Geraten und Fahrzeugen mitsamt der zugehdérigen Meldepflicht kann von
Dritten Gbernommen werden. Dies ist beispielsweise anwendbar auf Geréate oder Fahr-
zeuge, die mit einem vorgezogenen Entsorgungsbeitrag belastet sind, sofern dieser die
Verwertung der enthaltenen Batterien einschliesst. Auch vorstellbar ist, dass Branchen-
verbé&nde ihren Mitgliedern als Dienstleistung die Gebuhren- und Meldepflicht abneh-
men.

Ohne die VEG wirden die Entsorgungskosten vor allem von Geréatebatterien, fur die es
mittlerweile ein grosses Netz an 6ffentlichen Sammelstellen gibt, auf die Allgemeinheit
zurlckfallen. Die Entsorgung von Fahrzeug- oder Industriebatterien funktioniert dagegen
oft professionell und ohne nennenswerte Belastung Unbeteiligter. In solchen Fallen ist
die Erhebung einer VEG oftmals unzweckmassig. Die Organisation befreit die betreffen-
den Herstellerinnen auf Gesuch von der Gebuhrenpflicht, wenn diese im Rahmen einer
Branchenlésung oder aufgrund besonderer Marktverhaltnisse eine umweltvertragliche
Entsorgung ihrer Batterien mit Deckung der gesamten Entsorgungskosten gewahrleis-
ten.

Ziff. 6.3 Meldepflicht: Gebuhrenpflichtige missen zum Zweck der Gebuhrenerhebung
die Menge der in Verkehr gebrachten Batterien an die Organisation melden. Die bisheri-
ge, fur okologische Zwecke separat geforderte Meldung nach Typen und Schadstoffen
an das BAFU wird mit der erstgenannten Meldung an die Organisation zusammenge-
legt, was den administrativen Aufwand der Pflichtigen verringert. Die Organisation mel-
det sodann die entsprechenden Angaben jahrlich dem BAFU.

Von der Gebuhrenpflicht befreite Herstellerinnen mussen die fur 6kologische Zwecke
bendtigten Angaben Uber in Verkehr gebrachte Batterien einer vom BAFU beauftragten
Meldestelle Gbermitteln, welche ihrerseits die Angaben dem BAFU zur Verfliigung stellt.
Da keine Geldflisse damit verbunden sind, wird das BAFU auf ein mdglichst einfaches,
nur minimalen administrativen Aufwand verursachendes Meldeverfahren bedacht sein.

Ziff. 6.5 Verwendung der Gebuhr: Per Ende 2009 lag die Ricklaufquote flir Batterien
knapp Uber 70 %. Um die Quote ndher zum Ziel von 80 % zu bringen, bedarf es der ste-
tigen Information der Bevolkerung. Zu diesem Zwecke wird die Ausgabenbegrenzung fur
Informationstatigkeiten zur Forderung des Ricklaufs von Batterien gemass Ziffer 6.5
Buchstabe b von heute 15 % bezogen auf die jahrlichen Gebihreneinnahmen auf
hdchstens 25 % angehoben.

Ziff. 7 Ubergangsbestimmungen: Die Ubergangsfristen fiir das Inverkehrbringen von
cadmiumhaltigen Gerétebatterien in Absatz 1 sind so ausgestaltet, dass das Verbot des
Imports loser Batterien sofort mit dem Inkrafttreten der Verordnungsanderung am 1.
Februar 2011 in Kraft tritt. Vor diesem Zeitpunkt importierte Batterien dirfen (im Detail-
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handel) ausverkauft werden (Bst. a). Fur Gerate mit eingebauten cadmiumhaltigen Bat-
terien bleibt das erstmalige Inverkehrbringen (einschliesslich Import in die Schweiz)
noch fur acht Monate bis zum 1. Oktober 2011 zulassig. Sich zu diesem Zeitpunkt im
Detailhandel befindliche Gerate mit Batterien, die den Cadmiumgrenzwert nicht einhal-
ten, dirfen ebenfalls ausverkauft werden (Bst. b). So kann verhindert werden, dass
wertvolle Gerate zu Abfall werden. Es wird aber auch verhindert, dass lose, in der EU
nicht mehr marktfahige Nickel-Cadmium-Akkumulatoren in grossen Mengen in die
Schweiz importiert werden. Cadmiumhaltige Ersatzbatterien fur Funkgerate dirfen noch
bis zum 31. Dezember 2014 in Verkehr gebracht werden, sofern die Funkgerate vor dem
1. Oktober 2011 in Verkehr gebracht worden sind und es sich um Funkgerate handelt,
die bei extremen Temperaturbedingungen zuverlassig funktionieren missen, und sie im
offentlichen Verkehr oder von der Armee verwendet werden (Bst. c).

Absatz 2 regelt die Ubergangsbestimmungen fiir die Kennzeichnung. Danach miissen
lose Batterien und in Geraten und Fahrzeugen enthaltene Batterien den Kennzeich-
nungsvorschriften nach Ziffer 4.1 Absatz 1 acht Monate nach dem Inkrafttreten der Ver-
ordnungsénderung am 1. Oktober 2011 genuligen. Vor diesem Zeitpunkt in Verkehr ge-
brachte Batterien bzw. Gerate und Fahrzeuge, die Batterien enthalten, dirfen (im De-
tailhandel) ausverkauft werden (Abs. 2 Bst. a und b).

Die so ausgestalteten Ubergangsfristen folgen dem Konzept in der EU. Die Richtlinie
2008/103/EG vom 19. November 2008 zur Anderung der Richtlinie 2006/66/EG stellt
klar, dass Batterien, die im EWR-Wirtschaftsraum vor dem Inkrafttreten der neuen Be-
stimmungen in Verkehr gebracht wurden und den neuen Bestimmungen nicht entspre-
chen, nicht vom Markt zu nehmen sind.

3.14 Besondere Bestimmungen zu Metallen
Anh. 2.16 Zziff. 2.2, Ziff. 2.3, Ziff. 5.2, Ziff. 5.1, Ziff. 5.2, Ziff. 5.3, Ziff. 6.1, Ziff. 6.2

Bei Elektro- und Elektronikgeraten sowie Fahrzeugen werden mit Verweisen auf das
EG-Recht die Listen der Werkstoffe und Bauteile, welche Schwermetalle enthalten dir-
fen, aktualisiert. Bei Fahrzeugen wird zudem die Schnittstelle mit Anhang 2.15 lber Bat-
terien bereinigt, soweit Verbote von Fahrzeugbatterien betroffen sind. Bei Elektro- und
Elektronikgeraten sollen die Schnittstellen zwischen Anhang 1.7 Uber Quecksilber und
Anhang 2.16 uber cadmierte Gegenstande mit den Vorschriften Gber Elektro- und Elekt-
ronikgerate in Anhang 2.16 Ziffer 6 geklart werden. Anlass dazu sind viele Anfragen sei-
tens der Betroffenen zum Verhéaltnis der Anhange 1.7 und 2.16 Ziffer 2 zur Richtlinie
2002/95/EG zur Beschrankung der Verwendung bestimmter gefahrlicher Stoffe in
Elektro- und Elektronikgeraten (RoHS). Es wird nun klar ersichtlich, dass auch die Be-
stimmungen uber Quecksilber und cadmierte Gegenstande RoHS-kompatibel sind.

Bereinigung von Schnittstellen

Die Richtlinie 2002/95/EG (RoHS) beschrénkt u.a. das Inverkehrbringen von Cadmium
in jeder Form in Elektro- und Elektronikgeraten. Im Jahre 2005 wurden die Bestimmun-
gen materiell unverandert in Anhang 2.16 Ziffer 6 ChemRRV ubernommen. Die Ein-
schrankungen und Ausnahmen im Falle von Geraten mit cadmierten Bauteilen wurden
damals in Ziffer 2 integriert. Die vorgeschlagene Anderung sieht jetzt vor, dass auch fiir
cadmierte Bauteile von Elektro- und Elektronikgeraten das Verbot von Ziffer 6.2 gelten
soll (ziff. 2.2 Abs. 2). Damit wird in Ziffer 2.3 Absatz 2 Buchstabe b der Hinweis auf
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elektrische Kontakte obsolet. In Ziffer 6.3 Absatz 1 Buchstabe d wird namlich mit Ver-
weis auf das EU-Recht Cadmium fir bestimmte Verwendungszwecke, so auch fur cad-
mierte elektrische Kontakte, vom Verbot ausgenommen. Hingegen werden in Ziffer 2.3
in einem neuen Absatz 1bis Bauteile fur Elektro- und Elektronikgerate vom Verbot der
Herstellung und des Inverkehrbringens ausgenommen, sofern die Gerate gemass Ziffer
6.3 Cadmium enthalten durfen. Diese Ausnahme ist notig, weil in Ziffer 6.2 bei Elektro-
und Elektronikgeraten nur die Gerate selbst und ihre Ersatzteile, nicht aber Bauteile ge-
nerell geregelt werden, und Ziffer 2.2 die Herstellung und das Inverkehrbringen cadmier-
ter Gegenstande grundsétzlich verbietet. Schliesslich muss in Anhang 2.16 Ziffer 6.2
Absatz 3 der Verweis auf die Existenz und Giiltigkeit der Bestimmungen der Ziffer 2 ent-
fernt werden. Der in diesem Absatz mit enthaltene Verweis auf die Bestimmungen des
Anhangs 2.9 Uber Kunststoffe ist nicht nétig, sodass der gesamte Absatz 3 aufgehoben
werden kann.

Im Bereich der Fahrzeugbatterien soll das bisher in Anhang 2.15 festgelegte Verbot von
NiCd-Akkumulatoren fir Elektrofahrzeuge (PWs und leichte Nutzfahrzeuge) wie in der
EU mit den Ubrigen Vorschriften Uber Fahrzeuge des Anhangs 2.16 zusammengelegt
werden. Um die Regelung in den Geltungsbereich der Ziffer 5 tiber Fahrzeuge zu integ-
rieren, ist in Ziffer 5.2 lediglich der Absatz 5 (Verweis auf Anhang 2.15) zu streichen.
Das Inkrafttreten des Verbots fur Fahrzeuge mit NiCd-Akkus ergibt sich aus Ziffer 7 Ab-
satze 3 und 4 bzw. dem Verweis auf Anhang Il der Richtlinie 2000/53/EG. Die Ausnah-
me fur Ersatzteile findet sich in Ziffer 5.3 Absatz 2.

Die fur Anwendungen jeglicher Art giltigen Einschrédnkungen von cadmiumhaltigen
Kunststoffen in Anhang 2.9 sowie von cadmierten Bauteilen in Anhang 2.16 Ziffer 2 ste-
hen nicht im Widerspruch zu den Einschrénkungen in Fahrzeugbauteilen des Anhangs
2.16 Ziffer 5.2. In diesem Sinne sind die Verweise in Anhang 2.16 Ziffern 5.2 auf die Zif-
fer 2 bzw. auf Anhang 2.9 nicht ndtig.

Wie in den Erlauterungen zum Quecksilberanhang bereits dargelegt worden ist, wird im
Falle von Elektro- und Elektronikgeraten sowie Fahrzeugen und deren Bauteilen auf die
Existenz und Gultigkeit von Einschrankungen des Anhangs 2.16 verwiesen. Die Ziffern
5.2 und 6.2 (Verbote) dieses Anhangs missen hierfiir mit Quecksilber erganzt werden.

Fahrzeuge — Neue Beschrankungen

Mit der Entscheidung 2008/689/EG und dem Beschluss 2010/115/EU zur Anderung der
Richtlinie 2000/53/EG erhielt deren Anhang Il eine Neufassung. So werden bisher unbe-
fristet geltende Ausnahmen fir Blei in Lotmitteln und Quecksilber in Leuchten neu befris-
tet. Mit der Aktualisierung des Verweises in Fussnote 98 von Ziffer 5.1 wird auf die aktu-
elle Fassung des Anhangs Il der ELV-Richtlinie verwiesen. Untenstehende Tabelle gibt
den Anhang Il der Richtlinie wieder.

Bleihaltige Bremsbelédge sind im Anhang Il nicht mehr aufgefihrt, weil seit dem 1. Juli
2007 fur erstmals in Verkehr gebrachte Bremsbelage noch der allgemeine Grenzwert
von 0.1 % Blei je homogenem Werkstoff gilt und bleihaltige Bremsbelage auch als Er-
satzteile nicht mehr in Verkehr gebracht werden dirfen. Ziffer 5.3 Absatz 2 Buchstabe ¢
wird deshalb entsprechend angepasst.
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Tabelle: Aktuelle Fassung des Anhangs Il der RL 2000/53/EG

Werkstoffe und Bauteile

Anwendungsbereich und Falligkeitsda-
tum der Ausnahme

Blei als Bestandteil einer Legierung:

1

2a

2b

2c

4a

4b

Stahl fur Bearbeitungszwecke und feuerverzinkter Stahl mit einem
Bleianteil von bis zu 0,35 %

Aluminium fur Bearbeitungszwecke mit einem Bleianteil von bis zu
2%

Aluminium mit einem Bleianteil von bis zu 1.5 %

Aluminium mit einem Bleianteil von bis zu 0,4 %
Kupferlegierung mit einem Bleianteil von bis zu 4 %
Lagerschalen und Buchsen

Lagerschalen und Buchsen in Motoren, Getrieben und Kompresso-
ren fur Klimaanlagen

Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2005
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge
Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2008
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge

Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2008
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge
1. Juli 2011 und danach als Ersatzteile
fur vor dem 1. Juli 2011 in den Verkehr
gebrachte Fahrzeuge

Blei und Bleiverbindungen in Bauteilen:

5
6
7a

7b

7c

8a

8b

8c

8d

8e

8f
8¢

Batterien

Schwingungsdampfer

Vulkanisierungsmittel und Stabilisatoren fir Elastomere in in Brems-
und Kraftstoffschlauchen, Beluftungsschldauchen, in elastomer- / me-
tallhaltigen Teilen der Fahrzeuggestelle und Motorbldcken
Vulkanisierungsmittel und Stabilisatoren fur Elastomere in in Brems-
und Kraftstoffschlauchen, Beliiftungsschlauchen, in elastomer- / me-
tallhaltigen Teilen der Fahrzeuggestelle und Motorblécken mit einem
Bleinanteil von bis zu 0,5 %

Bindemittel fur Elastomere in Anwendungen der Kraftiibertragung mit
einem Bleianteil von bis zu 0,5 %

Blei in Létmitteln zur Befestigung elektrischer und elektronischer
Bauteile auf elektronischen Leiterplatten und Blei in Beschichtungen
von Anschliissen von anderen Bauteilen als Aluminium-
Elektrolytkondensatoren, auf Bauteilanschlussstiften und auf elektro-
nischen Leiterplatten

Blei in Létmitteln in anderen elektrischen Anwendungen als auf
elektronischen Leiterplatten oder auf Glas

Blei in der Beschichtung von Anschliissen von Aluminium-
Elektrolytkondensatoren

Blei in Létmitteln zum Léten auf Glas in Luftmassenmessern

Blei in hochschmelzenden Loten (d.h. Legierungen auf Bleibasis mit
einem Bleianteil von mindestens 85 %)

Blei in Einpresssteckverbindern (z.B. Compliant-Pin-Technik)

Blei in Létmitteln zum Herstellen einer stabilen elektrischen Verbin-
dung zwischen dem Halbleiterchip und dem Tréger in integrierten
Flip-Chip-Baugruppen

Als Ersatzteile fiir vor dem 1. Juli 2005
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge

Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2006
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge

Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2009
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge
Vor dem 1. Januar 2016 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge

Vor dem 1. Januar 2011 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge

Vor dem 1. Januar 2013 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge

Vor dem 1. Januar 2015 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge
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Werkstoffe und Bauteile

Anwendungsbereich und Falligkeitsda-
tum der Ausnahme

8h

8i

8

10

11

Blei in Létmitteln zur Befestigung von Warmeverteilern an Kihlkor-
pern in Halbleitermodulen mit einer Chipgrée von mindestens 1 cm?
Projektionsflache und einer Nennstromdichte von mindestens

1 A/mm? Siliziumchipflache

Blei in Létmitteln in elektrischen Anwendungen auf Glas, ausge-
nommen zum Léten in Verbundglas

Blei in Létmitteln zum Léten in Verbundglas
Ventilsitze

Elektrische Bauteile, die Blei gebunden in einer Glas- oder Keramik-
matrix enthalten, ausgenommen Glas in Glihlampen und die Glasur
von Ziindkerzen

pyrotechnische Auslosegerate

Vor dem 1. Januar 2013 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge

Als Ersatzteile fiir vor dem 1. Juli 2003
entwickelte Motortypen

Vor dem 1. Juli 2006 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzauslosegerate fir
diese Fahrzeuge

Sechswertiges Chrom:

12a Korrosionsschutzschichten Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2007
in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge
12b Korrosionsschutzschichten fur Schrauben und Muttern zur Befesti- Als Ersatzteile fur vor dem 1. Juli 2008
gung von Teilen des Fahrzeuggestells in den Verkehr gebrachte Fahrzeuge
13 Absorptionskilhlschranke in Wohnmobilen
Quecksilber:
1l4a Entladungslampen fur Scheinwerfer Vor dem 1. Juli 2012 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge
14b Leuchtstoffréhren in Instrumententafelanzeigen Vor dem 1. Juli 2012 typgenehmigte
Fahrzeuge und Ersatzteile fur diese
Fahrzeuge
Cadmium:
15 Batterien fir Elektrofahrzeuge Als Ersatzteile fur vor dem 31. Dezem-

ber 2008 in den Verkehr gebrachte
Fahrzeuge

Elektro- und Elektronikgerate — Neue Ausnahmen

Die Richtlinie 2002/95/EG zur Beschrankung der Verwendung bestimmter gefahrlicher
Stoffe in Elektro- und Elektronikgeraten (RoHS-Richtlinie) wurde seit Oktober 2006 sie-
benmal Mal geandert. Die Entscheidungen 2006/690/EG, 2006/691/EG, 2006/692/EG,
2008/385/EG und 2009/443/EG sowie die Beschlisse 2010/122/EU und 2010/571/EU
erweitern und/oder préazisieren die Liste des Anhangs der RoHS-Richtlinie und damit die
Liste der Ausnahmen fur bestimmte Werkstoffe und Bauteile elektrischer oder elektroni-
scher Gerate von den Stoffverboten.

Mit der Aktualisierung des Verweises in Fussnote 100 von Ziffer 6.1 wird auf die aktuelle
und konsolidierte Fassung des Anhangs der RoHS-Richtlinie verwiesen.
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Tabelle: Aktuelle Fassung des Anhangs der RL 2002/95/EG

Ausnahme Anwendungsbereich / Giiltigkeitsdaten
1. Quecksilber in einseitig gesockelten (Kompakt-) Leuchtstofflam-
pen, die folgende Werte (je Brennstelle) nicht tbersteigen:
la. Fur allgemeine Beleuchtungszwecke < 30 W: 5 mg Lauft am 31. Dezember 2011 ab; nach dem
31. Dezember 2011 durfen bis zum 31.
Dezember 2012 3,5 mg je Brennstelle ver-
wendet werden; nach dem 31. Dezember
2012 dirfen 2,5 mg je Brennstelle verwendet
werden.
1b. Fur allgemeine Beleuchtungszwecke =30 W und < 50 W: Lauft am 31. Dezember 2011 ab; nach dem
5mg 31. Dezember 2011 diirfen 3,5 mg je Brenn-
stelle verwendet werden.
1c. Fir allgemeine Beleuchtungszwecke =50 W und < 150 W:
5mg
1d. Fur allgemeine Beleuchtungszwecke =150 W: 15 mg
le. Fur allgemeine Beleuchtungszwecke mit runder oder quadratischer ~ Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
Bauform und einem Réhrendurchmesser von <17 mm 2011; nach dem 31. Dezember 2011 diirfen
7 mg je Brennstelle verwendet werden. |
1f. Fir besondere Verwendungszwecke: 5 mg
2a. Quecksilber in beidseitig gesockelten linearen Leuchtstofflampen
fur allgemeine Beleuchtungszwecke, die folgende Werte (je Lam-
pe) nicht Uibersteigen:
2a.l Tri-Phosphor-Lampen mit normaler Lebensdauer und einem Roh- Lauft am 31. Dezember 2011 ab; nach dem
rendurchmesser von <9 mm (z. B. T2): 5mg 31. Dezember 2011 dirfen 4 mg je Lampe
verwendet werden.
2a.ll Tri-Phosphor-Lampen mit normaler Lebensdauer und einem Roh- Lauft am 31. Dezember 2011 ab; nach dem
rendurchmesser von 29 mmund <17 mm (z. B. T5): 5mg 31. Dezember 2011 dirfen 3 mg je Lampe
verwendet werden.
2a.lll Tri-Phosphor-Lampen mit normaler Lebensdauer und einem Roh- Lauft am 31. Dezember 2011 ab; nach dem
rendurchmesser von > 17 mmund <28 mm (z.B. T& mg 31. Dezember 2011 dirfen 3,5 mg je Lampe
verwendet werden.
2a. IV Tri-Phosphor-Lampen mit normaler Lebensdauer und einem Roh- Lauft am 31. Dezember 2012 ab; nach dem
rendurchmesser von >28 mm (z. B. T12): 5 mg 31. Dezember 2012 diirfen 3,5 mg je Lampe
verwendet werden.
2a.V Tri-Phosphor-Lampen mit langer Lebensdauer (= 25000 Std.): Lauft am 31. Dezember 2011 ab; nach dem
8mg 31. Dezember 2011 diirfen 5 mg je Lampe
verwendet werden.
2b. Quecksilber in anderen Leuchtstofflampen, die folgende Werte (je
Lampe) nicht Ubersteigen:
2b. 1 Lineare Halophosphatlampen mit R6hrendurchmesser von > 28 Lauft am 13. April 2012 ab.
mm (z. B. T10 und T12): 10 mg
2b. 11 Nichtlineare Halophosphatlampen (alle Durchmesser): 15 mg Lauft am 13. April 2016 ab.
2b. 1l Nichtlineare Tri-Phosphor-Lampen mit einem Rohrendurchmesser Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
von > 17 mm (z. B. T9) 2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
15 mg je Lampe verwendet werden.
2b. IV Lampen fur andere allgemeine Beleuchtungszwecke und fir be- Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
sondere Verwendungszwecke (z. B. Induktionslampen) 2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
15 mg je Lampe verwendet werden.
3. Quecksilber in CCFL- (cold cathode fluorescent lamps) und EEFL-
Lampen (external electrode fluorescent lamps) fur bes. Verwen-
dungszwecke, die folgende Werte (je Lampe) nicht tibersteigen:
3a. Kurze Lampen ( <500 mm) | Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
3,5 mg je Lampe verwendet werden.
3b. Mittellange Lampen (> 500 mmund < 1500 mm) Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember

2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
5 mg je Lampe verwendet werden.
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Ausnahme Anwendungsbereich / Giiltigkeitsdaten
3c. Lange Lampen (> 1500 mm) Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
13 mg je Lampe verwendet werden.
4a. Quecksilber in anderen Niederdruckentladungslampen (je Lampe) Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
15 mg je Lampe verwendet werden.
4b. Quecksilber in Hochdrucknatrium(dampf)lampen fir allgemeine
Beleuchtungszwecke, die bei Lampen mit verbessertem Farbwie-
dergabeindex Ra > 60 folgende Werte (je Brennstelle) nicht tber-
steigen:
4b. | P<155W Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
30 mg je Brennstelle verwendet werden.
4b. 1l 155W <P <405W Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
40 mg je Brennstelle verwendet werden.
4b. 1l P >405W Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 diirfen
40 mg je Brennstelle verwendet werden.
4c. Quecksilber in anderen Hochdrucknatrium(dampf)lampen fir
allgemeine Beleuchtungszwecke, die folgende Werte (je Brennstel-
le) nicht Ubersteigen:
4c. | P<155W Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 durfen
25 mg je Brennstelle verwendet werden. |
4c. |l 155W <P <405W Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 diirfen
30 mg je Brennstelle verwendet werden.
4c. 1l P >405W Unbegrenzte Verwendung bis 31. Dezember
2011; nach dem 31. Dezember 2011 diirfen
40 mg je Brennstelle verwendet werden.
4d. Quecksilber in Hochdruckquecksilber(dampf)lampen (HPMV) Lauft am 13. April 2015 ab. |
de. Quecksilber in Metallhalidlampen (MH)
A4f. Quecksilber in anderen Entladungslampen firr besondere Verwen-
dungszwecke, die in diesem Anhang nicht gesondert aufgefiihrt
sind
5a. Blei im Glas von Kathodenstrahlréhren
5b. Blei im Glas von Leuchtstoffrohren mit einem Massenanteil von
hochstens 0,2 % Blei
6a. Blei als Legierungselement in Stahl fiir Bearbeitungszwecke und in
verzinktem Stahl mit einem Massenanteil von héchstens 0,35 %
Blei
6b. Blei als Legierungselement in Aluminium mit einem Massenanteil
von hdchstens 0,4 % Blei
6¢. Kupferlegierung mit einem Massenanteil von bis zu 4 % Blei
Ta. Blei in hochschmelzenden Loten (d. h. Lotlegierungen auf Bleibasis
mit einem Massenanteil von mindestens 85 % Blei)
7b. Blei in Loten fiir Server, Speichersysteme und Speicherarrays
sowie Netzinfrastrukturausriistungen fur Vermittlung, Signalweiter-
leitung, Ubertragung und Netzmanagement im Telekommunikati-
onsbereich
7c. | Blei enthaltende elektrische und elektronische Bauteile in Glas

oder Keramikwerkstoffen auf3er dielektrischer Keramik in Konden-
satoren, z. B. piezoelektronische Geréte, oder in einer Glas- oder
Keramikmatrixverbindung

7c.

Blei in dielektrischer Keramik in Kondensatoren fiir eine Nenn-
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Ausnahme

Anwendungsbereich / Giiltigkeitsdaten

spannung von 125 V AC oder 250 V DC oder dariiber

7c. Blei in dielektrischer Keramik in Kondensatoren fiir eine Nenn- Lauft am 1. Januar 2013 ab. Danach Ver-
spannung von weniger als 125 V AC oder 250 VV DC | Lauft am 1. wendung zuléssig in Ersatzteilen fiir Elektro-
Januar 2013 ab. Danach Verwendung zuléssig in Ersatzteilen fir und Elektronikgerate, die vor dem 1. Januar
Elektro- und Elektronikgerate, die vor dem 1. Januar 2013 in Ver- 2013 in Verkehr gebracht wurden.
kehr gebracht wurden. |
8a. Cadmium und Cadmiumverbindungen in Thermosicherungen vom  L&auft am 1. Januar 2012 ab. Danach Ver-
Typ "one shot pellet" wendung zuléssig in Ersatzteilen fiir Elektro-
und Elektronikgerate, die vor dem 1. Januar
2012 in Verkehr gebracht wurden.
8b. Cadmium und Cadmiumverbindungen in elektrischen Kontakten
9. Sechswertiges Chrom als Korrosionsschutzmittel des Kohlenstoff-
stahl-Kilhlsystems in Absorptionskiihlschranken bis zu einem
Massenanteil von 0,75 % in der Kihliésung
9b. Blei in Lagerschalen und -buchsen fiir Kéltemittel enthaltende
Kompressoren fiir Heiz-, Beliiftungs-, Klima- und Kuhlanwendun-
gen (HVACR)
1la. Blei in "C-Press"-Einpresssteckverbindern mit flexibler Zone Darf in Ersatzteilen fir Elektro- und Elektro-
nikgerate verwendet werden, die vor dem 24.
September 2010 in Verkehr gebracht wurden
11b. Blei in anderen als "C-Press"-Einpresssteckverbindern mit flexibler Lauft am 1. Januar 2013 ab. Danach Ver-
Zone wendung zuléssig in Ersatzteilen fiir Elektro-
und Elektronikgerate, die vor dem 1. Januar
2013 in Verkehr gebracht wurden.
12 Blei als Beschichtungsmaterial fur ein warmeleitendes C-Ring- Darf in Ersatzteilen fir Elektro- und Elektro-
Modul nikgerate verwendet werden, die vor dem 24.
September 2010 in Verkehr gebracht wurden
13a. Blei in Weil3glas fuir optische Anwendungen
13b. Cadmium und Blei in Filterglas und Glas fir Reflexionsstandards
14 Blei in Loten aus mehr als zwei Elementen zur Verbindung zwi- Lauft am 1. Januar 2011 ab. Danach Ver-
schen den Anschlussstiften und der Mikroprozessor-Baugruppe mit ~ wendung zulassig in Ersatzteilen fiir Elektro-
einem Massenanteil von mehr als 80 % und weniger als 85 % Blei und Elektronikgerate, die vor dem 1. Januar
2011 in Verkehr gebracht wurden.
15 Blei in Loten zum Herstellen einer stabilen elektrischen Verbindung
zwischen dem Halbleiterchip und dem Schaltungstréger in inte-
grierten Flip-Chip-Baugruppen
16 Blei in stabférmigen Gluhlampen mit eingeschmolzener Innenbe- Lauft am 1. September 2013 ab.
schichtung des Kolbens
17 17. | Bleihalogenide als Strahlungszusatz in Hochdruck-
Gasentladungslampen (HID-Lampen) fur professionelle
Reprografieanwendungen | |
18a. Blei als Aktivator im Leuchtstoffpulver (davon Massenanteil Blei Lauft am 1. Januar 2011 ab.
von 1 % oder weniger) von Gasentladungslampen bei Verwen-
dung als Speziallampen fur Reprografie auf Basis des Lichtpaus-
verfahrens, Lithografie, Insektenfallen, fotochemische und Belich-
tungsprozesse mit Leuchtstoffen wie Magnesiumsilikat
([Sr,Ba].MgSi,O;:Pb)
18b. Blei als Aktivator im Leuchtstoffpulver (davon Massenanteil Blei
von 1 % oder weniger) von Gasentladungslampen bei Verwen-
dung als Braunungslampen mit Leuchtstoffen wie Bariumsilikat
(BaSi,Os:Pb)
19. Blei mit PbBiSn-Hg und PbInSn-Hg in speziellen Verbindungen als  L&uft am 1. Juni 2011 ab.
Hauptamalgam und mit PbSn-Hg als Zusatzamalgam in super-
kompakten Energiesparlampen
20. Bleioxid in Glasloten zur Verbindung der vorderen und hinteren L&auft am 1. Juni 2011 ab.
Glasscheibe von flachen Leuchtstofflampen fur Flussigkristallan-
zeigen (LCD)
21. Blei und Cadmium in Druckfarben zum Aufbringen von Emails auf
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Ausnahme Anwendungsbereich / Giiltigkeitsdaten

Glas wie Borosilicatglas und Kalk-Natron-Glas

23. Blei in der Beschichtung von Fine-Pitch-Komponenten — anderen Darf in Ersatzteilen fir Elektro- und Elektro-
als Steckverbindern — mit einem Pitch von 0,65 mm oder weniger nikgerate verwendet werden, die vor dem 24.
September 2010 in Verkehr gebracht wur-

den.
24, Blei in Loten fiir discoidale und Planar-Array-Vielschicht-
Keramikkondensatoren mit metallisierten Léchern
25. Bleioxid in Strukturelementen von SED-Displays (surface
conduction electron emitter displays (SED), insbesondere in der
Glasfritte fur die Befestigung (seal frit) und dem Glasfrittering (frit
ring)
26. Bleioxid im Glasmantel von BLB-Lampen (Schwarzlichtlampen) Lauft am 1. Juni 2011 ab.
27. Bleilegierungen als Lote fur Wandler in leistungsstarken Lautspre- Am 24. September 2010 abgelaufen.
chern (fur mehrstiindigen Betrieb bei einem Schalldruck von 125
dB/SPL und dartber) |
29. Gebundenes Blei in Kristallglas gemaR Anhang | (Kristallglasarten
1, 2, 3 und 4) der Richtlinie 69/493/EWG des Rates
30. Cadmiumlegierungen als elektrische/mechanische Lotmittel fiir
elektrische Leiter, die direkt auf der Schwingspule in Wandlern in
leistungsstarken Lautsprechern mit Schalldruck von 100 dB (A)
und daruber verwendet werden
31. Blei in Létmitteln in quecksilberfreien flachen Leuchtstofflampen (z.
B. fur Flussigkristallanzeigen, Design- oder Industriebeleuchtung)
32. Bleioxid in Glasfritten zur Befestigung von Glasscheiben fiir Argon-
und Krypton- Laserréhren
33. Blei in Loten fiir das Léten von diinnen Kupferdréahten mit héchs-
tens 100 ym Durchmesser in Leistungstransformatoren
34. Blei in Trimmpotentiometern auf Cermet-Basis
36. Quecksilber als Inhibitor zur Vermeidung von Kathoden-sputtering Lauft am 1. Juli 2010 ab.
bei DC-Plasmadisplays mit einem Gehalt von bis zu 30 mg pro
Display
37. Blei in der Beschichtung von Hochspannungsdioden auf der
Grundlage eines Zinkborat-Glasgehauses
38. Cadmium und Cadmiumoxid in Dickschichtpasten, die auf Alumini-
um-gebundenem Berylliumoxid eingesetzt werden
39. Cadmium in farbkonvertierenden II-VI-basierten LEDs (< 10 yg Cd ~ Lé&uft am 1. Juli 2014 ab.

je mm2 Licht emittierende Flache) zur Verwendung in Halbleiter-
Beleuchtungen oder Display-Systemen

3.15 Kennzeichnung in der Luft stabiler Stoffe
Anh. 1.5 Ziff. 5, Anh. 2.3 Ziff. 4, Anh. 2.10 Ziff. 2.3 und 2.3"S, Anh. 2.11 Ziff. 8

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1494/2007 vom 17.12.2007 werden in der EU die Kenn-
zeichnungsvorschriften der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 vom 17.05.2006 fur Gegen-
stande, Gerate und Anlagen, die vom Kyoto-Protokoll erfasste fluorierte Treibhausgase
enthalten oder mittels solcher Treibhausgase hergestellt worden sind, prazisiert. Es
werden Mindestanforderungen an Inhalt, Sichtbarkeit, Leserlichkeit und Dauerhaftigkeit
der Kennzeichnung formuliert. Unter anderem wird eine Aufschrift ,Enthalt vom Kyoto-
Protokoll erfasste fluorierte Treibhausgase“ vorgeschrieben, sowie gegebenenfalls die
zusatzlichen Hinweise ,hermetisch geschlossen® bzw. bei bestimmten Kéltegeraten und
-anlagen ,Mittels fluorierter Treibhausgase ausgetriebener Schaum“. Die EU-Regelung
lasst den Mitgliedstaaten offen, diese Kennzeichnung in ihren Landessprachen zu ver-
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langen. Diese EU-Verordnung trat am 1. April 2008 in Kraft. Schweizer Exportware mit
Destination EU muss folglich bereits heute diesen neuen Kennzeichnungsanforderungen
genugen.

Obwohl fur die nationalen Vorschriften Uber in der Luft stabile Stoffe (fluorierte
Treibhausgase) eine Ausnahme im Gesetz Uber technische Handelshemnisse gilt und
das Cassis-de-Dijon-Prinzip nicht zur Anwendung gelangt, ist es angezeigt, das beste-
hende Schweizer Recht mit neuem EU-Recht Uber die Kennzeichnung von Gegenstan-
den und Anlagen mit fluorierten Treibhausgasen zu harmonisieren.

Die Verordnung (EG) 842/2006 vom 17. Mai 2006"® (,F-Gas-Verordnung“) nennt in An-
hang | Teil 1 eine explizite Liste von denjenigen fluorierten Treibhausgasen, die Gegen-
stand des Kyoto-Protokolls sind. Die Verordnung (EG) 1494/2007 (,Kennzeichnungsver-
ordnung®) gilt nur fur diese vom Kyoto-Protokoll regulierten Stoffe. In der Schweiz basiert
die Regulierung von fluorierten Treibhausgasen hingegen hauptséachlich auf bestimmten
chemisch-physikalischen Kriterien, die einen Stoff als ,in der Luft stabil* definieren
(Anh. 1.5 Zziff. 1 Abs. 1 ChemRRYV). Die schweizerische Regulierung beinhaltet die vom
Kyoto Protokoll geregelten fluorierten Gase und kann deswegen an die Kennzeich-
nungsvorschriften der EG ohne weiteres angepasst werden.

Die besonderen Kennzeichnungsvorschriften gemass der EU-Kennzeichnungsverord-
nung werden im Rahmen der vorliegenden Revision der ChemRRV nur fir die in den
Verordnungen (EG) Nr. 842/2006 und Nr. 1494/2007 aufgefihrten Stoffe (im Kyoto Pro-
tokoll geregelte fluorierte Gase) und Anwendungen (Behdlter nach Anh. 1.5 Ziff. 5 und
Anh. 2.3 Ziff. 4), Hochspannungsanlagen mit SFs nach Anh. 1.5 Ziff. 5, Kaltegerate / -
anlagen und Warmepumpen nach Anh. 2.10 Ziff. 2.3, Léschgeréte / -anlagen nach
Anh. 2.11 Ziff. 8) eingefihrt. In den anderen Fallen bleiben die bisherigen Regelungen
der ChemRRYV materiell unverandert bestehen (Anh. 1.5 Ziff. 5 Abs. 2; Anh. 2.9 Ziff. 4
Abs. 1; Anh. 2.10 ziff. 2.3 Abs. 1 und 2; Anh. 2.12 Ziff. 4 Abs. 1 und 2).

Die EU-konforme Ausgestaltung der Kennzeichnungspflichten fir fluorierte Treibhaus-
gase fuhrt in den Anhangen 2.3 (Losungsmittel) und 2.11 (Léschmittel) zu neuen Kenn-
zeichnungspflichten und in den restlichen betroffenen Anhangen (Anh. 1.5 Uber in der
Luft stabile Stoffe sowie Anh. 2.10 Uber Kaltemittel) zur Vervollstdndigung von beste-
henden besonderen Kennzeichnungspflichten.

Die neuen Bestimmungen in Anhang 2.10 (Kaltemittel) schreiben insbesondere vor,
dass die Kennzeichnung gegebenenfalls die Angabe ,hermetisch geschlossen® enthal-
ten muss. Dieser Begriff bezeichnet ein System, bei dem alle Bauteile, die Kaltemittel
enthalten, durch Schweil3en, Léten oder eine ahnliche dauerhafte Verbindung abgedich-
tet sind, und das auch gesicherte Ventile und gesicherte Zugangsstellen fir die Wartung
enthalten kann, die einer ordnungsgemafen Reparatur oder Beseitigung dienen und die
eine geprifte Leckagerate von weniger als drei Gramm pro Jahr unter einem Druck von
wenigstens einem Viertel des héchstzulassigen Drucks haben®.

Schliesslich sollen in Anhang 2.10 Uber Kéltemittel die Kennzeichnungsvorschriften aus
Griinden der Adressatenfreundlichkeit in zwei Ziffern 2.3 bzw. 2.3 abgefasst werden.
Wahrend sich die Ziffer 2.3 Uber die Angabe der in Kihl- und Gefriergeraten enthaltenen

18 Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 (ber

bestimmte fluorierte Treibhausgase, ABI. L 161 vom 14.6.2006, S. 1.
19 Art. 2 Ziff. 11 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006.
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Kaltemittel an die Konsumenten richtet, regelt die Ziffer 2.3” die an die Fachleute ge-
richtete besondere Kennzeichnung.

Mit dem Inkrafttreten dieser Kennzeichnungsbestimmungen per 1. August 2011 soll ein
angemessener Zeitraum fir die Anpassung der Kennzeichnung der betroffenen Gegen-
stande, Gerate und Anlagen in der Schweiz gewahrt werden.

3.16 Anderung bisherigen Rechts

PIC-Verordnung

Laut PIC-Konvention sind Exporte von Stoffen, deren Verwendung in der Schweiz aus
Gesundheits- oder Umweltschutzgriinden streng eingeschrankt oder verboten sind, dem
Empfangerland zu melden. Die PIC-Verordnung listet in Anhang 1 diejenigen Stoffe auf,
fir welche diese Verpflichtung gilt. Mit der vorliegenden Anderung der ChemRRV wer-
den PFOS streng eingeschrénkt. Sie missen daher in Anhang 1 aufgenommen werden.
Folgende Stoffe unterliegen in der EU der Ausfuhrmeldepflicht (gemass Verordnung
(EG) Nr. 689/2008 Uber die Aus- und Einfuhr gefahrlicher Chemikalien) und werden im
Sinne einer Harmonisierung auch in den Anhang 1 der Schweizer PIC Verordnung auf-
genommen: Acephat, Ametryn, Atrazin, Bensultap, Cyanazin, Dimethenamid, Endosul-
fan, Fenitrothion, Fentinacetat, Flurenol, Furathiocarb, Malathion, Methidathion, Methyl-
parathion, Monolinuron, Paraquat, Permethrin, Simazin, Trichlorofon, Vamidothion, Zi-
neb und zinnorganische Dreifachverbindungen, einschliesslich alle Tributylzinn-
Verbindungen.

Bei den bereits in Anhang 1 der PIC-Verordnung enthaltenen Stoffen Cadmium und
Arsen soll zudem im Sinne einer Prazisierung klar gestellt werden, dass die Meldepflicht
nicht nur die Stoffe als solche, sondern auch deren Verbindungen betrifft.

4 Auswirkungen
4.1 Wirtschaft

Die neuen Einschrankungen und Verbote sind mehrheitlich spezifischer technischer Art
und richten sich gezielt an spezielle Branchen. Demzufolge sind auch die Auswirkungen
von Branche zu Branche unterschiedlich.

Die an der vierten Vertragsparteienkonferenz (Conference of the Parties, COP4) zum
Stockholmer Ubereinkommen iiber persistente organische Schadstoffe (POP-
Konvention) beschlossenen Herstellungsverbote zu Pentachlorbenzol und zu den bei-
den bromierten Flammschutzmitteln (Pentabrom- und Octobromdiphenylether) haben
keine wirtschaftlichen Auswirkungen. Die Stoffe werden in der Schweiz nicht hergestellt.
Die Vorabklarungen im Rahmen von COP4 haben gezeigt, dass Pentachlorbenzol gar
weltweit nicht oder nicht mehr produziert wird. Der Stoff hatte auch friher nur eine un-
tergeordnete wirtschaftliche Bedeutung als Zwischenprodukt zur Herstellung des Pflan-
zenschutzmittels Quintozen (Pentachlornitrobenzol), welches seinerseits europaweit seit
langem nicht mehr zugelassen ist. Die Herstellung von Pentabrom- und Octabromdiphe-
nylether wurde in der EU 1997 respektive 1998 eingestellt. Diese Stoffe werden auch in
den USA, Japan und Kanada nicht oder nicht mehr hergestellt. Auch das COP4 beding-
te Herstellungsverbot bei PFOS verursacht der Wirtschaft keine zusatzlichen Belastun-
gen. PFOS werden in der Schweiz nicht hergestellt.
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VVom Verbot von Lindan in Human- und Tierarzneimitteln sind noch zwei Schweizer Her-
steller von Tierarzneimitteln betroffen. Ihre Mehrkosten fur die Entwicklung und Umfor-
mulierung lindanfreier Produkte sind nicht anders als jene der Mitbewerber aus dem eu-
ropaischen Wirtschaftsraum, die Lindan bereits substituieren mussten.

Die finanziellen Auswirkungen der neuen Verbote fur Teer sind gering, da die Verwen-
dung von Teer in den betroffenen Bereichen derzeit ricklaufig ist und die Unternehmen
bereits Alternativen entwickelt haben. Aufgrund von Erhebungen, Schéatzungen und
Hochrechnungen darf man davon ausgehen, dass die jahrlichen Mehrkosten fur Ersatz-
stoffe und -Verfahren unter zwei Millionen CHF liegen.

e Informationen in Produktkatalogen, technischen Datenbléattern und Sicherheitsdaten-
blattern der im Produktregister (nach Art. 84 Chemikalienverordnung) identifizierten
und anderer Anbieter deuten darauf hin, dass im Bereich der teerhaltigen Zubereitun-
gen fur den Belagsbau heute nur noch Fugendichtmassen teerhaltig sind. Es wird ge-
schatzt, dass der Ersatz von Teer hier mit jahrlichen Mehrkosten von 60000 CHF
verbunden ist. Bei den Zubereitungen fir Oberflachenbehandlungen scheint die Um-
stellung auf teerfreie Systeme bereits stattgefunden zu haben. Die Substitution von
Teeremulsionen bei der Herstellung treibstoffbestéandiger Flachen muss nicht mit
Mehrkosten verbunden sein: So werden die Kosten eines rein Bitumen gebundenen
Asphaltdeckbelags mit einer Beschichtung mit Teeremulsion auf ca. 6 CHF pro m?
geschatzt. Bei einer Beschichtung mit einem reinen Kunststoffharz entstehen héhere
Kosten von ca. 9 CHF/m®. Wird stattdessen fiir den Deckbelag ein mit Styrol-
Budadien-Styrol modifiziertes Bitumen als Bindemittel verwendet, fallen im Vergleich
zum teerhaltigen System keine Mehrkosten an.

e Alternativen zu teerhaltigen Anstrichprodukten basieren auf Epoxid- und Polyurethan-
harzen ohne Zuformulierung von Teerdlen oder -pechen. Solche Produkte sind etwa
50 % teurer. Nimmt man Kosten fir die teerhaltigen Produkte von 20 CHF pro Kilo-
gramm als Basis, ergeben sich Mehrkosten von 10 CHF pro kg. Absolut ergeben
sich mit dem Produkteverbrauch von rund 75t jahrliche Mehrkosten von ca.
750'000 CHF.

e Bei den von Jagd- und Sportvereinen eingesetzten Tontauben kann Teerpech durch
petrostammige Bindemittel wie Bitumen ersetzt werden. Bitumenhaltige Tontauben
haben eine gleichwertige Qualitat, sind jedoch aufgrund der hoheren Preise der ver-
wendeten Spezialbitumen etwa doppelt so teuer. Die Preise fur eine Tontaube variie-
ren zwischen 0.1 und 0.4 CHF. Wird vom oberen Betrag ausgegangen, resultieren fur
ca. 1.65 Mio. zu ersetzende teerhaltige Tontauben jahrliche Mehrkosten von
660000 CHF.

Die finanziellen Auswirkungen der Richtlinie 2006/122/EG, der 30. Anderungs-Richtlinie
der Richtlinie 76/769/EWG, wurde eingehend durch die britische Umweltbehérde Gber-
pruft. Die neuen Einschrankungen fur das Inverkehrbringen von Perfluoroctansulfonaten
(PFOS) und Produkten, die PFOS enthalten, sind mit geringen Kosten verbunden, da
die Verwendung von PFOS nach dem freiwilligen Produktionsstop des weltweit filhren-
den Herstellers stark rucklaufig ist. Die Mehrkosten flr die nachgeschalteten Verwender
beschréanken sich auf die Umformulierung der Produkte. Demgegeniber verursacht das
Verwendungsverbot bereits in Verkehr gebrachter PFOS-haltiger Feuerldschschaume
ab November 2018 jenen Mehrkosten, die sich noch zu einem spéten Zeitpunkt PFOS-
haltige Schaume beschafft haben. Schatzungen von UK gehen davon aus, dass in der
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EU die Beseitigung PFOS-haltiger Schaume durch Verbrennung und die vorzeitige Be-
schaffung PFOS-freier Schaume ab Juli 2011 Kosten von 15 Millionen Euro verursacht.
Davon entfallen rund 75 % auf Verbrennungskosten®. Ausgehend von einer Haltbar-
keitsdauer der Produkte von 15 Jahren wird fur die Schweiz geschatzt, dass hiéchstens
150t bis 200t Schaumkonzentate in Loschzentralen von Pflichtlagern mit Brenn- und
Treibstoffen sowie von Lagern mit brennbaren Fliissigkeiten der Industrie bereitstehen
konnten, die friher als geplant ersetzt und der Verbrennung zugefuhrt werden missen.
Nimmt man Verbrennungskosten von 1500 CHF pro Tonne als Basis, errechnen sich die
Kosten auf 225’000 bis 300’000 CHF. Es ist nicht bekannt, wie Schaumkonzentrate mit
abgelaufener Haltbarkeitsdauer bisher entsorgt wurden. Die Vernichtung dieser Produk-
te, welche rund 70 % Wasser enthalten, ist aus technischer Sicht nicht trivial. Die Ent-
sorgung via das Abwasser ist keine Alternative zur Verbrennung, da PFOS Klaranlagen
ohne Eliminierung passieren.

Soweit bekannt existieren in der Schweiz keine Hersteller von NiCd-Batterien. Betroffen
vom Verbot von NiCd-Geratebatterien sind Schweizer Hersteller von Geréten, die solche
Batterien enthalten. Die finanziellen Auswirkungen des Verbots sind auch hier nicht an-
ders als in der EU. Die Mehrkosten lassen sich anhand der von der Kommission in Auf-
trag gegebenen Regulierungsfolgenabschéatzung grob abschéatzen. Danach werden Kos-
ten fur die Alternativzellen (NiMH-Batterien) von 4.6 Euro gegeniiber 4.2 Euro fur NiCd-
Zellen angenommen. Eine Zelle in Haushaltsgeraten hat im Durchschnitt eine Masse
von 22 g. Der schweizerische Verbrauch von NiCd-Batterien kann mit 50 bis 70t pro
Jahr beziffert werden. Daraus lasst sich errechnen, dass jahrliche Mehrkosten von
1'400'000 CHF bis 2'000'000 CHF anfallen.

Die Anderungen der 2. Revision der ChemRRYV im Bereich der Elektro- und Elektronik-
gerate bringen der Wirtschaft Erleichterungen und verursachen den betroffenen Bran-
chen keine Kosten. Bestimmte Werkstoffe und Bauteile werden von den Stoffverboten
ausgenommen, sodass nétige Umstellungskosten in der Produktion entfallen. Schliess-
lich sollen mit der Kleinmengen-Regelung fir Chloroform insbesondere kleinen in Ni-
schen téatigen Unternehmen finanziell unverhaltnismassig hohe Kosten fiir apparative
Aufwendungen erspart bleiben.

4.2 Bund und Kantone

Der Vollzug der ChemRRY ist weitgehend Sache der Kantone. Mit der zweiten Revision
der ChemRRV erhalt der Bund keine wesentlichen neuen Aufgaben. Die Vorlage hat
somit keine personellen oder finanziellen Auswirkungen auf den Bundeshaushalt.

Die Liste der Einschrédnkungen und Verbote, deren Einhaltung von den Kantonen zu
Uberprifen ist, und damit der Vollzugsaufwand nehmen mit den neu vorgeschlagenen
Beschréankungen von teerhaltigen Stoffen, Perfluoroctansulfonaten und NiCd-
Akkumulatoren zu. Dariiber hinaus werden im Einklang mit dem EU-Recht neue Kenn-
zeichnungsvorschriften bei Batterien sowie Gegenstanden und Einrichtungen, die be-
stimmte fluorierte Treibhausgase enthalten, eingeflhrt, welche zu kontrollieren sind.

Das Ende 2014 in Kraft tretende Verwendungsverbot fir PFOS-haltige Feuerlésch-
schaum-Konzentrate konnte fir die Armee mit ihren mobilen Reserven Auswirkungen

% Die Schatzung basiert auf Entsorgungskosten von 1500 CHF und Ersatzkosten von 6000 CHF pro Ton-

ne Schaumkonzentrat.
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haben. Wird namlich von einer niedrigen auf die Reserven bezogenen Verwendungsrate
ausgegangen, mussten rund 50t Produkt vor Ablauf der Lebensdauer ersetzt und in
geeigneten Anlagen verbrannt werden. Letzteres ware mit Kosten von ca. 75’000 CHF
verbunden. Die PFOS-haltigen Lagerbestande bei den Stitzpunkt-Feuerwehren sind
ebenfalls schwierig abzuschatzen. In Abhangigkeit der Verwendungsraten ergeben sich
fur die Kantone keine Mehrkosten oder Kosten von 200'000 CHF fur die Verbrennung
von 130 t Produkt.

5 Verhaltnis zum internationalen Recht

Um sicher zu stellen, dass in der Schweiz das Schutzniveau gleich bleibt wie in der EU
und dass keine Handelshemnisse auftreten, welche auf unndétige Differenzen zwischen
den Regelungen zuriickzufithren sind, miissen die Anderungen der EU-Erlasse laufend
analysiert und die entsprechenden Schweizer Erlasse gegebenenfalls angepasst wer-
den. Bei der vorliegenden Revision der ChemRRV werden 13 EU-Erlasse in das
schweizerische Recht integriert. Die Anderungen und Ergdnzungen der ChemRRV zu
den Bestimmungen dber Lindan, PFOS, Batterien, in der Luft stabile Stoffe und deren
Anwendungen, Textilwasch- und Reinigungsmittel, Elektro- und Elektronikgeréte sowie
Fahrzeuge sind somit EU-bedingt. Aufgrund der Beschllsse der vierten Vertragspartei-
enkonferenz zum Stockholm-Ubereinkommen tiber persistente organische Schadstoffe
(POP COP4) sind bei PFOS zusétzlich ein Herstellungsverbot nétig und missen Melde-
pflichten far Verbraucher eingefiihrt werden, welche PFOS noch akzeptierten Verwen-
dungszwecken verwenden. POP COP4 macht weiter Herstellungsverbote fiir Pentach-
lorbenzol und zwei bromierte Flammschutzmittel (PentaBDE, OctaBDE) nétig.

Fur teerhaltige Zubereitungen und Tonrauben haben einzelne EU Mitgliedstaaten bereits
analoge Regelungen erlassen. Eine harmonisierte EU Regelung zeichnet sich unter der
REACH-Verordnung ab. Teere enthalten Stoffe, die wegen ihrer Persistenz, Bioakkumu-
lierbarkeit und Toxizitat (PBT) in die Kandidatenliste zulassungspflichtiger Stoffe aufge-
nommen worden sind. Laut REACH Verordnung dirfen Hersteller Stoffe, die auf die Lis-
te zulassungspflichtiger Stoffe aufgenommen worden sind, nicht in Verkehr bringen,
ausser die Kommission hat einem Zulassungsantrag zugestimmt. Im Einklang damit ist
auch die vorgesehene Regelung in der ChemRRV als Verbot mit Erlaubnisvorbehalt
ausgestaltet. Die vorgesehene Regelung stellt sicher, dass der schweizerische Vollzug
mit demjenigen in der EU harmonisiert ist, weil Zulassungsentscheidungen der Européi-
schen Kommission auch in der Schweiz gelten sollen. Zur Vermeidung von Inlanderdis-
kriminierungen ist ausserdem vorgesehen, dass Ausnahmen von den Verboten beim
BAFU beantragt werden kénnen.

Fur die vorgesehenen Regelungen bedarf es keiner Ausnahme von Art. 2 der Verord-
nung Uber das Inverkehrbringen von Produkten nach auslandischen Vorschrifte vom 19.
Mai 2010 (SR 946.513.8). Dies liegt zum einen daran, dass - wie vorstehend dargelegt -
ohnehin ein mit der EU harmonisierter Vollzug vorgesehen ist, und zum anderen Zulas-
sungsvorschriften ebenso wie Verbote fur das Inverkehrbringen von Produkten nicht in
den Geltungsbereich dieses Prinzips fallen (vgl. Art. 16a Abs. 2 Bst. a THG).

Unabhangig davon ist jedoch noch die Verhaltnismassigkeit der vorgesehene Bestim-
mungen zu prufen. Die betreffenden Produkte stellen aufgrund ihrer hohen Gehalte an
besorgniserregenden polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) ein er-
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hebliches Risiko fiur die menschliche Gesundheit und die Umwelt dar. Andere Mass-
nahmen zum Schutz von Mensch und Umwelt sind entweder nicht geeignet oder zu teu-
rer. Einmal in Verkehr gebrachte und verwendete teerhaltige Zubereitungen oder teer-
haltige Tontauben fuhren friiher oder spater zum Eintrag in die Umwelt der darin enthal-
tenen PAK, es sei denn, dies wirde mit kostspieligen Massnahmen verhindert. So
mussten beispielsweise Tontauben konsequent eingesammelt werden, um Bodenbelas-
tungen zu verhindern oder bei Beton- und Stahlbauten miissten bei der Uberholung der
Anstriche kostspielige emmissionsminderne Massnahmen getroffen werden (z.B. Ein-
hausungen). Noch teuerer kommen Sanierungsmassnahmen zu stehen, wenn z.B.
Schadstoffgrenzwerte in Boden tberschritten sind.

Die Vorschriften der ChemRRYV sind nicht diskriminierend und gelten sowohl fir inlandi-
sche wie fir importierte Produkte. Sie fihren konsequent die Strategie weiter, letztlich
alle PAK-haltigen Produkte zu eliminieren, welche grundséatzlich auch die EU verfolgt.
So wurden zuvor im Rahmen der 1. Revision der ChemRRYV im Einklang mit dem EG-
Recht PAK in Weichmacherdlen fur Fahrzeugreifen verboten.

J351-0720



	1 Ausgangslage
	2 Überblick über die Änderungen
	3 Die Regelungen im Einzelnen
	3.1 Halogenierte organische Verbindungen Anh. 1.1 Ziff. 3 Bst. a und Bst. c
	3.2 Chloroform  Anh. 1.3 Ziff. 2 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2
	3.3 In der Luft stabile Stoffe  Anh. 1.5 Ziff. 5
	3.4 Quecksilber  Anh. 1.7 Ziff. 3.1, Ziff. 4 Abs. 1 und 2
	3.5 Stoffe mit flammhemmender Wirkung Anh. 1.9 Ziff. 2.2.2 Abs. 1 und Ziff. 3 Abs. 3-5
	3.6 Teere  Anh. 1.15
	3.6.1 Die Bestimmungen über teerhaltige Tontauben
	3.6.2 Die Bestimmungen über teerhaltige Anstrichfarben und Lacke
	3.6.3 Die Bestimmungen über teerhaltige Zubereitungen für Beläge 

	3.7 Perfluoroctansulfonate  Anh. 1.16 
	3.8 Textilwasch- und Reinigungsmittel Anh. 2.1 und 2.2, jeweils Ziff. 3 Abs. 3bis sowie Ziff. 5 Abs. 1
	3.9 Biozidprodukte Anh. 2.4 Ziff. 7 Abs. 1 und 2
	3.10 Kunststoffe und Additive / Kunststoffverpackungen  Anh. 2.9 Ziff. 2 Abs. 3, Ziff. 3 Abs. 1 Bst. b und Anh. 2.16 Ziff. 4.3 Abs. 1 Bst. d 
	3.11 Kältemittel  Anh. 2.10 Ziff. 1 Abs. 4 
	3.12 Kondensatoren und Transformatoren  Anh. 2.14 Ziff. 3 Abs. 1-4
	3.13 Batterien  Anh. 2.15
	3.14 Besondere Bestimmungen zu Metallen  Anh. 2.16 Ziff. 2.2, Ziff. 2.3, Ziff. 5.2, Ziff. 5.1, Ziff. 5.2, Ziff. 5.3, Ziff. 6.1, Ziff. 6.2
	3.15 Kennzeichnung in der Luft stabiler Stoffe  Anh. 1.5 Ziff. 5, Anh. 2.3 Ziff. 4, Anh. 2.10 Ziff. 2.3 und 2.3bis, Anh. 2.11 Ziff. 8
	3.16 Änderung bisherigen Rechts 

	4 Auswirkungen
	4.1 Wirtschaft
	4.2 Bund und Kantone

	5 Verhältnis zum internationalen Recht

